
34. öffentliche und nicht öffentliche Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, 
Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes

Gremium: Ausschuss für  Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und 
Entwicklung des ländlichen Raumes

Sitzungstermin: Dienstag, 28.09.2021, 18:00 Uhr
Ort, Raum: Plenarsaal, Stadtverwaltung Potsdam, Friedrich-Ebert-Str. 79/81, 

14469 Potsdam

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil
1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der 
ordnungsgemäßen Ladung / Entscheidung über 
eventuelle Einwendungen gegen die  
Niederschrift  des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 14.09.2021 / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung

3 Vorstellung von Bauvorhaben

4 Überweisungen aus der 
Stadtverordnetenversammlung (teilweise 
vorbehaltlich der Überweisung aus der STVV 
22.09.2021)

4.1 Vorbereitung Soziale Erhaltungssatzung der 
LHP

Fraktion DIE LINKE
(Wiedervorlage)

21/SVV/0861

4.2 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 39 
"Wohnen am Stern, Teilbereich A - westlich 
Stern-Center, Teilbereich B - östlich Stern-
Center" - Zustimmung zum Wechsel der
Vorhabenträgerinnen-
21/SVV/0905

Oberbürgermeister, Fachbereich 
Stadtplanung

4.3 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 41 
"Wohnmobilstellplatz Marquardt-Süd",

Oberbürgermeister, Fachbereich 
Stadtplanung
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Aufstellungsbeschluss
21/SVV/0909

4.4 Prüfauftrag Strukturen städtischer 
Gesellschaften im Bereich Wirtschaft - 
Prüfbericht

Oberbürgermeister, 
Wirtschaftsförderung

21/SVV/0812

5 Informationen zu Planverfahren

5.1 Bebauungsplan Nr. 176 "Hermannswerder"
Votum zur Einleitung des Verfahrens zum 
Bebauungsplan

Fachbereich Stadtplanung

SBWL 21/05

6 Mitteilungen der Verwaltung

7 Informationen zu Nachfragen von 
Ausschussmitgliedern

8 Sonstiges

Nicht öffentlicher Teil
9 Entscheidung über eventuelle Einwendungen 

gegen die  Niederschrift  des nicht öffentlichen 
Teils der Sitzung vom 14.09.2021 sowie 
31.08.2021 /



Erstellungsdatum: 

DS Nr.: SBWL- / 

Betreff: 

Votum des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung 
des ländlichen Raumes 

Datum der Sitzung: 

Der Ausschuss möge folgendes Votum abgeben: 

________________________________________________ 

Oberbürgermeister 

Votum des Ausschusses 

Es ist  wie vorgesehen zu verfahren.  mit folgender Änderung zu verfahren. 

 Das Vorgehen ist der Stadtverordnetenversammlung zur Entscheidung vorzulegen. 

  (Mindestens 3 Mitglieder des Ausschusses stellen fest, dass eine kontroverse inhaltliche Diskussion zu erwarten ist.)

________________________________________________ 
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 Anlage 1 

Votum zur Einleitung des Verfahrens zum Bebauungsplan 

Bebauungsplan Nr. 176 „Hermannswerder“ 

Der Bebauungsplan Nr. 176 „Hermannswerder" wird gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuchs 

(BauGB) aufgestellt. 

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 176 „Hermannswerder“ 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst das Gebiet in den folgenden 

Grenzen: 

im Norden: Straße „An der Fährwiese“, südwestliche Grenze des Flurstücks 56 der Flur 18, 

nördliche und nordöstliche Grenze des Flurstücks 60 der Flur 18, nordöstliche 

Grenze der Flurstücke 61, 63, 121, 4 (Judengraben), weiter an der südlichen 

Grenze des Flurstücks 45 der Flurs 17 bis zur Templiner Straße 

im Osten: westliche Grenze der Templiner Straße, Flurstück 809 der Flur 14, südliche 

Grenze des Flurstücks 68 der Flur 18 bis zum Ufer der Havel (Templiner See – 

Hinterkappe) 

im Süden: Verlängerung der Flurstücksgrenze zwischen den Flurstücken 68, Flur 18 und 

2/1 der Flur 19 um 155,0 m in Richtung Havel (Templiner See – Hinterkappe), 

dann im Winkel von 90° 76,0 m in Richtung Ufer, nördliche Flurstücksgrenze 

des Flurstücks 8, Flur 19 um 35 m nach Süden versetzt 

im Westen: Ufer der Havel (Templiner See) an der östlichen Grenze des Flurstücks 38/5, 

Flur 21 um 35 m nach Westen versetzt, bis zur verlängerten Flurstücksgrenze 

zwischen den Flurstücken 56 und 65 der Flur 18, dazwischen auf Höhe des 

Fahrgastschiffanlegers Verlängerung der Flurstücksgrenze zwischen den Flur-

stücken 1/12, 95 und 112 um 109,5 (79,3 m + 30,2 m) m bis zur verlängerten 

Geltungsbereichsgrenze aus Richtung Süden kommend  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst folgende Flurstücke der Flure 

17, 18 und 19 in der Gemarkung Potsdam: 

Flur 17: 36/1 

Flur 18: 1/1, 1/2, 1/4, 1/6, 1/7, 1/8, 1/10, 1/12, 1/14, 4, 5/5, 6, 7, 8, 9, 10, 52, 53, 54, 55, 

58, 60, 61, 63, 65, 68, 69, 70, 72, 77, 80, 82, 83, 92, 93, 95, 99, 100, 102, 103, 

106, 108, 109, 110, 111, 112, 113, 114, 115, 116, 118, 120, 121, 122, 123, 124, 

125 

Flur 19: 6, 7, 8 tw. (angrenzende Wasserfläche) 

Flur 21: 38/5 tw. (angrenzende Wasserfläche) 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 54,3 ha. Die Lage des Plangebietes ist im bei-

gefügten Kartenausschnitt dargestellt (Anlage 2). 

Bestehende Situation 

Das Plangebiet befindet sich in der Templiner Vorstadt und umfasst den mittleren und südli-

chen Teil der Havelhalbinsel Hermannswerder. In den Geltungsbereich einbezogen sind 

ganz überwiegend die Grundstücksflächen der Hoffbauer-Stiftung als auch einige Uferberei-

che im Eigentum der Bundesrepublik Deutschland (Wasserschifffahrtsverwaltung, Ministeri-
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um der Finanzen) sowie der Landeshauptstadt Potsdam (Seglerverein und Judengraben). Es 

besteht eine heterogene Nutzungsstruktur mit Einrichtungen der Altenhilfe, Bildung, Biotech-

nologie, eines Hotels, Wohnnutzungen sowie Grünflächen, Wassersportanlagen (an der Hin-

terkappe), Verkehrsflächen und Stellplatzanlagen. Die Zufahrt zur Insel erfolgt über die Stra-

ße Hermannswerder. Im Zuge dieser Straße liegt die Brücke mit dem Namen "Brücke Her-

mannswerder über den Judengraben". Im Zuge der östlich gelegenen Straße Alter Tornow 

befindet sich die Brücke mit dem Namen "Brücke Alter Tornow über den Judengraben". Über 

diese beiden Straßen ist die Insel mit dem übergeordneten Straßennetz durch die Anbindung 

an die Templiner Straße verbunden. Außerhalb des Geltungsbereiches ist die Insel zusätz-

lich über die Fuß- und Radwegbrücke im Zuge des Uferweges über den Judengraben er-

reichbar. An der westlichen Seite der Insel, außerhalb des geplanten räumlichen Geltungs-

bereiches, befindet sich die Fährrampe für die Fähranbindung zur Halbinsel Kiewitt in der 

Brandenburger Vorstadt. 

Die Hoffbauer-Stiftung leistet seit 120 Jahren pädagogische und soziale Arbeit. Aufgabe der 

Stiftung ist die Förderung kirchlicher Zwecke sowie die Förderung der Kinder- und Jugendhil-

fe, der Alten- und Behindertenhilfe sowie der Bildung und Erziehung. Die historischen Ge-

bäude der Hoffbauer-Stiftung wurden in den Jahren 1891-1911 und 1920-1935 meist nach 

gotischem Vorbild zur Förderung ihrer gemeinnützigen Arbeit errichtet. 

Zu den von der Stiftung geführten Einrichtungen zählen neben der Stiftungsverwaltung selbst 

ein Altenpflegeheim, Schulen, eine Hochschule, eine Kita, das Hoffbauer Tagungshaus, die 

Inselkirche mit Pfarramt sowie Jugendhilfeeinrichtungen. Einen Teil ihrer Grundstücke hat 

die Hoffbauer-Stiftung im Erbbaurecht an weitere Nutzer vergeben.  

Im Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Potsdam ist das Plangebiet teilweise als 

Sonderbaufläche mit den Zweckbestimmungen Sozialeinrichtungen, Kirche, Hochschule und 

Forschung dargestellt. Weitere Teile sind als Grünflächen dargestellt. 

Die historischen Gebäude der Hoffbauer-Stiftung sowie das Wegesystem (gemäß Lageplan 

von 1916 / 1917) und die gärtnerisch gestalteten Anlagen und Alleen sind eingetragene 

Denkmäler (Denkmalliste der Landeshauptstadt Potsdam). Zudem befindet sich das Plange-

biet in der weiteren Pufferzone der UNESCO-Welterbefläche. 

Im Plangebiet sind im Altlasten-/ Altlastenverdachtsflächenkataster der Landeshauptstadt 

Potsdam zwei Altlasten registriert. Es handelt sich hierbei um den teilsanierten Altstandort 

"Lazarett Hermannswerder" und die altlastenverdächtige Fläche "ehem. Klärwerk, Her-

mannswerder", die insbesondere im Umnutzungsfall ggf. weiteren Untersuchungsbedarf 

nach sich ziehen. 

Die Uferbereiche sind Teil des Landschaftsschutzgebiets „Potsdamer Wald- und Havelseen-

gebiet“ und weisen zahlreiche gemäß § 30 BNatSchG geschützte Biotope auf. Teilflächen 

der Insel-Südspitze und der östlichen Uferbereiche befinden sich im Fauna-Flora-Habitat-

Schutzgebiet „Mittlere Havel Ergänzung“. 

Das gesamte Plangebiet liegt in der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes Potsdam – 

Leipziger Straße. 

Planungsanlass und Erforderlichkeit der Planung 

Anlass für die Planung sind bauliche Erweiterungswünsche der Hoffbauer-Stiftung, wie z.B. 

die geplante Pflegeschule, sowie die planungsrechtliche Sicherung des von der Landes-

hauptstadt Potsdam verfolgten Planungsziels zur Herstellung eines Inselrundweges.  
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Die Planung soll die Halbinsel Hermannswerder umfassen und im Ergebnis eine geordnete 

städtebauliche Entwicklung im Spannungsverhältnis zwischen Denkmal- und Naturschutz 

ermöglichen. Hierfür wurde bereits im Jahr 2012 in einem städtebaulichen Vertrag zwischen 

der Hoffbauer-Stiftung und der Landeshauptstadt Potsdam die Aufstellung eines einfachen 

Bebauungsplans gemäß § 30 Abs. 3 BauGB vereinbart. Ein einfacher Bebauungsplan regelt 

die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Bauvorhaben grundsätzlich nicht abschließend. 

Für die Halbinsel Hermannswerder sollen Festsetzungen zur Art der Nutzung, zur überbau-

baren Grundstücksfläche und zur Darstellung der örtlichen Verkehrsflächen getroffen wer-

den. Für die Bestimmung des Maßes der Nutzung eines Bauvorhabens wird die umgebende 

Bebauung in der näheren Umgebung herangezogen. Ggf. werden für Teilbereiche auch qua-

lifizierte Festsetzungen geprüft. 

Zur städtebaulichen Ordnung ist die Aufstellung des Bebauungsplans erforderlich. 

Der Bebauungsplan Nr. 176 "Hermannswerder", entspricht in seinen Zielen und Zwecken 

dem Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Potsdam. 

Planungsziele 

Ziel der Planung soll die planungsrechtliche Sicherung von Bestandsbebauungen und Frei-

flächen sowie die Vorbereitung einer verträglichen Nutzungserweiterung auf der Halbinsel 

Hermannswerder sein. Im Rahmen des Planverfahrens sollen die baulichen Erweiterungs-

wünsche insbesondere auf ihr Einfügen in die historisch geprägten städtebaulichen Struktu-

ren hin untersucht werden. Gemäß § 10 Abs. 4 des städtebaulichen Vertrages aus dem Jahr 

2012 zwischen der Hoffbauer-Stiftung und der Landeshauptstadt Potsdam soll der Bebau-

ungsplan regeln: 

- die Festsetzung privater Grün- und Sportflächen,  

- ein erweiterter Bestandsschutz für die sechs Einfamilienhäuser nahe der Streuobstwiese, 

- die planungsrechtliche Sicherung eines Inselrundwegs und 

- die Sicherung von Flächen für Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und 
Landschaft. 

Des Weiteren soll der Bebauungsplan zum Inhalt haben:  

- die Förderung einer nachhaltigen Mobilität mit Qualifizierung und Schaffung weiterer P+R-
Anlagen zur Erhöhung der Aufenthaltsqualität auf der Halbinsel, 

- die Sicherung der Wassersportnutzungen (Marina) an der Hinterkappe sowie 

- eine naturschutzfachliche Prüfung und planerische Ordnung von Steganlagen. 

Hierbei sollen zusätzlich zu dem bereits im o.g. städtebaulichen Vertrag vereinbarten räumli-

chen Geltungsbereich auch die Wassersportanlagen an der Hinterkappe und das Stiftungs-

gelände bis zum roten Tor einbezogen werden. Im Übrigen zeichnet der städtebauliche Ver-

trag die Entwicklung der Halbinsel und die künftigen Festsetzungen des Bebauungsplans in 

den Grundzügen wie folgt vor: 

Nördlich der Allee an der Straße Hermannswerder befindet sich die Fläche "Obstwiese". Um 

die vielfältigen Funktionen der Stiftung innerhalb der pädagogischen und sozialen Arbeit zu 

gewährleisten, soll die Fläche weiterhin als private Grün- und Erholungsfläche bereitstehen. 

Die am westlichen Rand der Streuobstwiese befindlichen sechs zum Teil in Erbpacht verge-

bene Einfamilienhäuser sollen im Rahmen eines erweiterten Bestandsschutzes bestehen 

bleiben. Die konkreten Regelungen sollen mit einer befristeten Festsetzung bis zum Ende 

des eingeräumten Erbbaurechts im Rahmen des Aufstellungsverfahrens festgelegt werden.  
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Das westlich des Gymnasiums gelegene Baufeld "Westflügel: Ehemalige Fachschule/ Turn-

halle/ Schulgebäude" ist seit Kriegsende zum Teil unbebaut. An dieser Stelle sollen neue 

Gebäude unter Beachtung der städtebaulichen Strukturen errichtet und als Bildungseinrich-

tung genutzt werden. Aktuell überlegt die Hoffbauer-Stiftung hier die Pflegeschule zu errich-

ten. 

Für die Inselspitze wird im Anschluss an das aktuell geplante einfache Bebauungsplanver-

fahren ein vorhabenbezogener qualifizierter Bebauungsplan nach § 12 BauGB angestrebt. 

Auf dieser Fläche soll als räumlicher Abschluss der Inselbebauung ein Neubaukomplex ent-

stehen.  

Zur Vorbereitung des Inselrundwegs hat die Landeshauptstadt in Abstimmung mit der Hoff-

bauer-Stiftung bereits eine Vorplanung erarbeiten lassen. Das Ergebnis liegt seit Ende 2012 

vor. Dem Inselrundweg kommt sowohl für die Hoffbauer-Stiftung als auch für die Landes-

hauptstadt Potsdam große Bedeutung zu. So wird seine Herstellung der weiteren Umset-

zung des Uferwegekonzeptes dienen. Für die Hoffbauer-Stiftung ist insbesondere eine öf-

fentliche barrierefreie Erschließung von Bedeutung, die allen Personen und insbesondere 

den Bewohnerinnen und Bewohnern der dortigen Einrichtungen eine uneingeschränkte Be-

nutzung des Uferwegs ermöglicht. Auf der Grundlage der Vorplanung soll zwischen der 

Hoffbauer-Stiftung und der Landeshauptstadt eine gesonderte Vereinbarung über die Reali-

sierung des Inselrundwegs abgeschlossen werden.  

Letztlich sollen im Bebauungsplan auch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für Eingriffe in 

Boden, Natur und Landschaft festgesetzt werden. Geeignete Flächen sind bereits in Aussicht 

genommen. Im Übrigen ist der Ausgleich im Rahmen des jeweiligen Planungs- bzw. Ge-

nehmigungsverfahren zu regeln. 

Für die Belange des Umweltschutzes soll entsprechend der gesetzlichen Vorgaben für die 

Aufstellung des Bebauungsplans eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtli-

chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben 

und bewertet werden. Der Umfang der Umweltprüfung wird sich nach bisherigem Kenntnis-

stand schwerpunktmäßig auf die Schutzgüter Fläche/Boden, Klima/Luft, Tiere und Pflanzen, 

Mensch/ Menschliche Gesundheit (Erholung) sowie auf Kultur- und Sachgüter (Denkmal-

schutz) erstrecken. 

Der Bebauungsplan soll als einfacher Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 3 BauGB aufgestellt 

werden. 

Rechtliche Voraussetzungen 

Die gesetzlichen Grundlagen für die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 176 “Hermanns-

werder“ gemäß § 1 Abs. 3 BauGB liegen vor. 

Das Planverfahren ist mit den Grundsätzen des § 1 Abs. 5 BauGB vereinbar. 

 



Anlage 2 

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 176 "Hermannswerder" 

 



Zur Vorbereitung der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes am 
28.9.2021 
(Stand: 21.09.2021:– Information zu Voten aus anderen Ausschüssen bzw. Ortsbeiräten z.K 
 

Drucksache Ausschuss Votum 
 

Antrag 21/SVV/0861 Vorbereitung Soziale Erhaltungssatzung der LHP 

   

 GSWI 7.9.21 ungeändert zugestimmt 

   

 



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

21/SVV/0861

öffentlich
Betreff:
Vorbereitung Soziale Erhaltungssatzung der LHP

Erstellungsdatum: 10.08.2021
Freigabedatum:

Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

25.08.2021 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Aufstellung einer Sozialen Erhaltungssatzung gemäß §172 
Abs.1 Satz1 Nr. 2 Baugesetzbuch für das Untersuchungsgebiet südöstlich des Hauptbahnhofs (DS 
20/SVV/0441) bis zum Jahresende 2021 der Stadtverordneten- versammlung zum Beschluss 
vorzulegen. Parallel sind die entsprechenden Prozesse und Maßnahmen in der Verwaltung 
vorzubereiten, damit die Umsetzung der Satzung unmittelbar mit deren Inkrafttreten sichergestellt 
werden kann. 

gez. Dr. Sigrid Müller, Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzende
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 4.1



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Mit Beschluss der DS 20/SVV/0441 wurde die Verwaltung beauftragt, der Stadtverordnetenver-
sammlung im November 2020 einen rechtssicheren Entwurf für die Aufstellung einer Sozialen 
Erhaltungssatzung gem. § 172 Abs. 1 BauGB für das Gebiet südlich des Hauptbahnhofs vorzulegen. 
Zur November-Sitzung 2020 beantragte der Oberbürgermeister eine Terminverlängerung bis Mai 
2021. Im Mai 2021 teilte die Verwaltung mit, dass die Satzung erst im Juni 2022, also 19 Monaten 
nach dem ursprünglich von der Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Termin, vorgelegt 
werden kann.
Es steht zu befürchten, dass die gewünschte Wirkung einer solchen Satzung angesichts des 
Fortschreitens des Planungsprozesses mit Beschlussfassung frühestens im Juni 2022 nicht mehr 
greift.

Um eine möglichst hohe Zielorientierung und damit verbundene Wirksamkeit einer Erhaltungs- bzw. 
Milieuschutzsatzung zu erreichen, ist v.a. die Zusammenarbeit mit Quartiersvertretungen und 
Mieterverbänden für alle Phasen einer Sozialen Erhaltungssatzung wichtig.
Dies umfasst sowohl die Vorbereitung, Aufstellung und Vollzug der Sozialen Erhaltungssatzung, als 
auch die Bewertung der Wirksamkeit.
Ebenfalls soll verfügbares Erfahrungswissen aus anderen Kommunen mit einer Sozialen 
Erhaltungssatzung in geeigneter Weise, z.B. im Rahmen einer Amtshilfe eingebunden werden.

Die Rechtssicherheit einer Sozialen Erhaltungssatzung wird wiederholt durch Klagen gerichtlich 
überprüft, dabei insbesondere die Validität herangezogener Indikatoren sowie die Bewertung der 
Indikatorwerte. Daher muss die Rechtsicherheit der Sozialen Erhaltungssatzung in Potsdam von 
Anfang an besonders beachtet bzw. sichergestellt werden. Die Einbindung juristischer Expertise ist 
daher dringend notwendig.

Der Umgang mit der Energieeinsparverordnung (EnEV) und dem Erneuerbare-Energien- 
Wärmegesetz (EEWärmeG) kann im Vollzug eine Herausforderung darstellen, da es hier einen 
Konflikt zwischen Aufwertung durch energetische Sanierung, damit einhergehenden Mietsteigerungen 
und dem Vollzug des sozialen Erhaltungsrechtes gibt. Um hierbei eine korrekte Einschätzung der 
Lage zu ermöglichen, ist die vertiefende Erarbeitung technischer Kompetenz und das Nutzbarmachen 
von existierendem Wissen notwendig. Ggf. ist auch hierzu die Einholung von externer Expertise 
notwendig.

TOP 4.1



Die Ausübung des Vorkaufsrechts im Rahmen des Vollzugs der Sozialen Erhaltungssatzung braucht 
aufgrund der gesetzlich vorgegebenen Frist von zwei Monaten ein schlankes und effizientes 
Verfahren innerhalb der Verwaltung sowie die Verfügbarkeit von finanziellen Mitteln im Haushalt.

Für die Umsetzung von Sozialen Erhaltungssatzungen nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB 
und für die Erreichung der Sozialen Erhaltungsziele müssen Genehmigungskriterien als rahmen-
setzende Vorgabe für das Verwaltungshandeln festgelegt werden. 
Unter Einbeziehung von Wohnungsakteuren sollen Genehmigungskriterien sowie ein transparenter 
Kriterienkatalog für einen zeitgemäßen Ausstattungsstandard einer durchschnittlichen Wohnung für 
das gesamte Stadtgebiet Potsdam erstellt und geprüft werden.

Die Information und Kommunikation zum Thema Soziale Erhaltungssatzung ist sehr wichtig, um die 
Akzeptanz und das Verständnis für das Instrument zu erhöhen und die Fähigkeiten des Instruments 
deutlich zu formulieren. Zielgruppen sind die Mieter*innen und deren Sensibilisierung für bauliche 
Aufwertungsmaßnahmen, die den üblichen Ausstattungsstandard überschreiten sowie die 
Eigentümer, denen vermittelt werden muss, was die Ziele der Sozialen Erhaltungssatzung sind und 
wie diese erreicht werden können.

TOP 4.1



Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

21/SVV/0909

Betreff: öffentlich

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 41 "Wohnmobilstellplatz Marquardt-Süd", 
Aufstellungsbeschluss

Erstellungsdatum: 26.08.2021
Freigabedatum: 30.08.2021

Einreicher: Fachbereich Stadtplanung 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

22.09.2021 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 41 “Wohnmobilstellplatz Marquardt-Süd“ ist nach 
§ 2 Abs. 1 i. V. m. § 12 BauGB aufzustellen (gemäß Anlagen 1 und 2).

2. Planerische Grundlage für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan und den zugehörigen 
Durchführungsvertrag ist das vorliegende Städtebauliche Konzept (siehe Anlage 3).

3. Anhand der Planungsziele wird entschieden, dass das Verfahren hauptsächlich im 
wirtschaftlichen Interesse Dritter liegt (siehe Anlage 4). Die Einleitung des Verfahrens zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan setzt daher voraus, dass neben den externen Kosten auch 
die künftig entstehenden verwaltungsinternen Kosten des Verfahrens vom Vorhabenträger 
übernommen werden (entsprechend der im Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 
30.08.2006 zur Kostenerstattung von Verfahrenskosten bei Bauleitplanverfahren im 
wirtschaftlichen Interesse Dritter getroffenen Festlegungen – DS 06/SVV/0487).

Überweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiräte: Nein
Ja, in folgende OBR:

Anhörung gemäß § 46 Abs. 1 BbgKVerf
zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? Nein Ja
Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Planungs- bzw. Verfahrenskosten
Mit der Einleitung des Planverfahrens sind externe Planungskosten zu erwarten, die durch einen 
Dritten übernommen werden sollen, sodass der Haushalt der Landeshauptstadt Potsdam dadurch nicht 
in Anspruch genommen werden wird.

Für die fachliche Betreuung und für die Koordinierung des Planverfahrens sind verwaltungsinterne 
Aufwendungen zu erwarten. Die hoheitlichen Leistungen, die hierfür im Fachbereich Stadtplanung zu 
erbringen sind, können gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1 BauGB nicht durch einen Dritten übernommen 
werden. 

Realisierungskosten und mögliche Folgekosten
Genauere Angaben zu den ggf. zu erwartenden Realisierungskosten und zu möglichen Folgekosten 
werden im Laufe der Erarbeitung des Planverfahrens erfolgen. Auf den Haushaltsvorbehalt auch für 
künftige Jahre wird verwiesen.

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Geschäftsbereich 5
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Berechnungstabelle Demografieprüfung:

Wirtschaftswachs-
tum fördern, 

Arbeitsplatzan-
gebot erhalten 
bzw. ausbauen 
Gewichtung: 30

Ein Klima von 
Toleranz und 

Offenheit in der 
Stadt fördern 

Gewichtung: 10

Gute Wohnbe-
dingungen für 

junge Menschen 
und Familien 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Bedarfsgerechtes 
und qualitativ 
hochwertiges 

Betreuungs- und 
Bildungsangebot für 
Kinder u. Jugendl. 

anbieten 
Gewichtung: 20

Selbstbe-
stimmtes 

Wohnen und 
Leben bis ins 

hohe Alter 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Wirkungs-
index 

Demografie

Bewertung 
Demografie-

relevanz

1 30 geringe

Klimacheck/Klimaauswirkungen:

positiv
negativ

X keine

Begründung:
Aktuell keine vorhabenbezogenen klimarelevanten Maßnahmen ersichtlich. 
Aktualisierung der Einschätzung der Klimaauswirkungen im weiteren Verfahren.

Begründung:

Aus aktuellem Anlass besteht das Erfordernis, für eine Fläche im Ortsteil Marquardt ein 
Aufstellungsverfahren für einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 41 "Wohnmobilstellplatz 
Marquardt-Süd“ einzuleiten.
Nähere Informationen zur bestehenden Situation, zum Planungsanlass und zur Erforderlichkeit der 
Planung sowie zu den Planungszielen und zum Planverfahren ergeben sich aus folgenden Anlagen 
zu dieser Beschlussvorlage:

Anlage 1 Aufstellungsbeschluss (3 Seiten)
Anlage 2 Geltungsbereich vorhabenbezogener Bebauungsplan (1 Seite)
Anlage 3 Städtebauliches Konzept (1 Seite)
Anlage 4 Kostenerstattung von Verfahrenskosten (1 Seite)
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Anlage 1 

Aufstellungsbeschluss 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 41 "Wohnmobilstellplatz Marquardt-Süd"  

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 Abs. 1 i. V. m. § 12 des 

Baugesetzbuchs (BauGB) die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 41 

"Wohnmobilstellplatz Marquardt-Süd".  

Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 41 

"Wohnmobilstellplatz Marquardt-Süd" 

Der räumliche Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird wie folgt 

begrenzt: 

im Norden: von der Terrassenanlage des Landgasthofes “Zum Alten Krug“ und der 

nördlichen Grenze des südlichen Teils des Flurstücks 124/2, Flur 6 in der 

Gemarkung Marquardt im Abstand von 13,9 Metern vom Landgasthof “Zum 

Alten Krug“ sowie von der nördlichen Grenze des südlichen Teils des 

Flurstücks 135 und der nördlichen Grenze des Flurstücks 137, Flur 6 in der 

Gemarkung Marquardt, 

im Osten: von der östlichen Grenze des südlichen Teils des Flurstücks 124/2, Flur 6 in 

der Gemarkung Marquardt mit einem angrenzenden Kleingarten und von der 

östlichen Grenze des nordöstlichen Teils des Flurstücks 138, Flur 6 in der 

Gemarkung Marquardt auf einer Länge von 101,5 Metern und angrenzenden 

Kleingärten sowie der offenen Landschaft, 

im Süden: vom Übergangsbereich eines Gehölzstreifens und hier entlang der Grenze 

des Landschaftsschutzgebietes (LSG) “Potsdamer Wald- und Havelseen-

gebiet“ sowie südwestlich folgend der Grenze des geschützten Biotops " 

LU09012-3543NO0044 (Feuchtwiesen nährstoffreicher Standorte, verarmte 

Ausprägung)", 

im Westen: von der Grenze des LSG “Potsdamer Wald- und Havelseengebiet“ und von 

der westlichen Grenze des südlichen Teils des Flurstücks 124/2, Flur 6 in der 

Gemarkung Potsdam auf einer Länge von 22,8 Metern. 

Der räumliche Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans umfasst folgende 

Flurstücke der Flur 6 in der Gemarkung Marquardt: 

Flurstücke: 124/2 tlw., 135 tlw., 137 und 138 tlw. 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 0,83 ha. Die Lage des 

Plangebietes ist im beigefügten Kartenausschnitt dargestellt (Anlage 2). 

Bestehende Situation 

Das Plangebiet befindet sich im Nordraum der Landeshauptstadt Potsdam, am südlichen 

Rand des Ortsteils Marquardt an der Hauptstraße und grenzt an den denkmalgeschützten 

Schlosspark Marquardt an. Die Grundstücksflächen wurden bisher als Wohnmobilstellplatz 

genutzt, was zum gegenwärtigen Zeitpunkt planungsrechtlich unzulässig ist.  
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Ebenso unmittelbar angrenzend befinden sich das Landschaftsschutzgebiet (LSG) 

“Potsdamer Wald- und Havelseengebiet“ und das geschützte Biotop LU09012-3543NO0044 

“Feuchtwiesen nährstoffreicher Standorte, verarmte Ausprägung“. Nordwestlich in einer 

Entfernung von ca. 585 Meter befinden sich das Naturschutzgebiet (NSG) “Obere Wublitz“ 

und das Fauna-Flora-Habitat-Gebiet (FFH) “Obere Wublitz“ sowie westlich in einer 

Entfernung von ca. 365 m das Special Protections Area-Gebiet (SPA) “Mittlere 

Havelniederung“ (Europäisches Vogelschutzgebiet). 

Die Flurstücke befinden sich im Eigentum unterschiedlicher privater Eigentümer zu denen 

zugunsten der Vorhabenträgerin Pachtverhältnisse bzw. Grundstückskaufabsichten 

bestehen. Das Flurstück 135 befindet sich im Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam.  

Die Fläche ist im Flächennutzungsplan (FNP) der Landeshauptstadt Potsdam im nördlichen 

Teil als Wohnbaufläche mit geringer Dichte und im südlichen Teil als Fläche für 

Landwirtschaft dargestellt.  

Planungsanlass und Erforderlichkeit der Planung 

Anlass für die Planung ist der Antrag der Vorhabenträgerin Alter Krug GbR auf Einleitung 

eines Vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens vom 24.06.2021 für einen 

Wohnmobilstellplatz mit ca. 22 Stellplätzen.  

Im Februar 2021 wurde durch die Landeshauptstadt Potsdam auf Grund der vorliegenden 

formellen Illegalität der baulichen Anlagen eine Nutzungsuntersagung für den bestehenden 

dauerhaften Stellplatz für Fahrzeuge (Campingplatz) erlassen. Diese baulichen Anlagen 

wurden ohne eine entsprechend erforderliche Baugenehmigung errichtet. Auf Antrag der 

Vorhabenträger ist vor dem Verwaltungsgericht Potsdam ein Rechtsstreit auf Erteilung der in 

2019 beantragten, jedoch abschlägig beschiedenen Baugenehmigung für den auf den 

Grundstücken 124/2 und 138, Flur 6, Gemarkung Marquardt betriebenen Campingplatz 

anhängig.  Gegenstand der Klage ist die Beurteilung der planungsrechtlichen Zulässigkeit 

des Bauvorhabens. Das Klageverfahren ist derzeit ruhend. 

Die Erteilung einer Baugenehmigung für einen auch durch den Ortsbeirat Marquardt 

unterstützten Wohnmobilstellplatz ist nach Auffassung der Verwaltung ausgeschlossen. Die 

geplante Anlage befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 BauGB.  

Zur städtebaulichen Ordnung und zur Sicherung der Flächen für einen Wohnmobilstellplatz 

ist die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans erforderlich. 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan entspricht in seinen Zielen und Zwecken dem 

Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Potsdam. 

Die Möglichkeiten einer behutsamen Siedlungsentwicklung von Marquardt sollen durch eine 

städtebauliche Rahmenplanung ausgelotet werden. 

Planungsziele 

Die Vorhabenträgerin plant die Errichtung und den Betrieb einer Stellplatzanlage für ca. 22 

Wohnmobile mit einer entsprechenden Eingrünung auf den Flächen südlich des 

Landgasthofes "Alter Krug“ an der Hauptstraße in Marquardt.   

Dieses Vorhaben soll über die Festsetzung eines Sondergebietes mit Zweckbestimmung 

"Wohnmobilstellplatz“ im vorhabenbezogenen Bebauungsplan erfolgen. 
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Das vorliegende Städtebauliche Konzept in der Fassung vom 16.07.2021 soll 

Ausgangsbasis für das Vorhabenbezogene Bauleitplanverfahren werden (Anlage 3). Es 

beinhaltet eine Stellplatzanlage für ca. 22 Wohnmobile, welche in kleineren Gruppen 

angeordnet und durch Grün gegliedert sind. Die Anlage soll insgesamt zum angrenzenden 

Landgasthof und dem Landschaftsraum mit dem Schlosspark Marquardt eingegrünt werden. 

Die für die Betreibung der Stellplatzanlage notwendigen zentralen und sanitären 

Einrichtungen werden im Langasthof und angrenzender Bestandsbauten untergebracht. Die 

Erschließung der Anlage erfolgt über die Hauptstraße. 

Die auf dem Privatgrundstück 124/2 liegende Bushaltestelle ist hinsichtlich der Überlagerung 

der straßenrechtlichen Widmung mit dem privaten Grundstück zu prüfen.  

Zur Umsetzung der Planung ist ein Durchführungsvertrag gemäß § 12 Absatz 1 Satz 1 

BauGB abzuschließen. Vor Beginn der Erstellung des Durchführungsvertrags sind die 

finanzielle Befähigung und die Verfügungsbefugnisse der im Geltungsbereich befindlichen 

Grundstücke durch die Vorhabenträgerin vorzulegen. 

In der städtebaulichen Rahmenplanung für den Ortsteil Marquardt soll das Vorhaben für den 

Wohnmobilstellplatz auf seine Verträglichkeit für den gesamten Ortsteil geprüft werden. 

Für die Belange des Umweltschutzes ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben für die 

Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans eine Umweltprüfung durchzuführen, 

in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem 

Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Eine qualifizierte Eingriffs- / 

Ausgleichskonzeption soll vorgenommen werden. Aufgrund der Nähe zu den Natura 2000-

Gebieten, dem Naturschutzgebiet (NSG) “Obere Wublitz“, dem Fauna-Flora-Habitat-Gebiet 

(FFH) “Obere Wublitz“ sowie dem SPA-Gebiet “Mittlere Havelniederung“ soll im Verfahren 

geprüft werden, ob eine FFH-/SPA-Verträglichkeitsprüfung notwendig ist.  

Der Umfang der Umweltprüfung wird sich nach bisherigem Kenntnisstand schwerpunktmäßig 

auf die Schutzgüter Fläche/Boden, Klima/Luft, Tiere und Pflanzen, Landschaftsbild und 

Mensch/ Menschliche Gesundheit (Immissionsschutz, Erholung) erstrecken. 

Das Flurstück 138 ist als Altablagerung im Altlasten-und Altlastenverdachtsflächenkataster 

unter der Nummer 0305540615 registriert. Die orientierenden Untersuchungen sind 

abgeschlossen. Eine Nutzung als Wohnmobilstellplatz ist damit vereinbar.  

Der Bebauungsplan kann aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt werden. Die 

Planungsziele stehen den Darstellungen des Flächennutzungsplans nicht entgegen. Sie 

weichen zwar ab, lassen sich jedoch aus dem Übergang in die konkretere Planstufe 

rechtfertigen und sind teilweise als untergeordnete Grenzkorrekturen zu bewerten. Die 

Grundkonzeption des Flächennutzungsplans bleibt unberührt. Eine Flächennutzungsplan-

Änderung ist nicht erforderlich. 

Rechtliche Voraussetzungen 

Die gesetzlichen Grundlagen für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

Nr. 41 “Wohnmobilstellplatz Marquardt“ gemäß § 1 Abs. 3 BauGB liegen vor. 

Die Vorhabenträgerin ist zur Durchführung der Vorhabens- und Erschließungsmaßnahmen 

(Vorhaben- und Erschließungsplan) bereit und in der Lage und verpflichtet sich zur 

Durchführung innerhalb einer bestimmten Frist und zur Übernahme der Planungs- und 

Erschließungskosten vor dem Beschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB. 

Das Planverfahren ist mit den Grundsätzen des § 1 Abs. 5 BauGB vereinbar. 
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LSG "Potsdamer Wald- und Havelseengebiet" 

geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG 
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Anlage 4 

Kostenerstattung von Verfahrenskosten bei 

Bauleitplanverfahren im wirtschaftlichen Interesse Dritter 

In dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 30.08.2006 zur Kostenerstattung 

von Verfahrenskosten bei Bauleitplanverfahren im wirtschaftlichen Interesse Dritter (DS 

06/SVV/0487) ist festgelegt worden, dass bei Bauleitplanverfahren, die hauptsächlich im 

wirtschaftlichen Interesse Dritter liegen, grundsätzlich im rechtlich zulässigen Rahmen 

vertraglich neben der Übernahme der externen Kosten für Planungsleistungen und etwaiger 

Gutachten künftig auch die Erstattung der verwaltungsinternen Kosten des Verfahrens zu 

vereinbaren ist. 

Bei Neueinleitung von Bauleitplanverfahren soll anhand der Planungsziele entschieden 

werden, ob das jeweilige Verfahren maßgeblich einem Investoreninteresse dient.  

Die Vorhabenträgerin beabsichtigt die Realisierung eines Wohnmobilstellplatzes für ca. 20 

Stellplätze im Ortsteil Marquardt an der Hauptstraße im südlichen Randbereich. Die Erteilung 

einer Baugenehmigung für dieses Vorhaben wurde durch die Verwaltung ausgeschlossen. 

Das Planverfahren dient der städtebaulichen Konfliktlösung, liegt aber maßgeblich im 

wirtschaftlichen Interesse eines Dritten. Diesem kommt die Schaffung des Planungsrechts 

zugute. 
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Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

21/SVV/0812

Betreff: öffentlich
Prüfauftrag Strukturen städtischer Gesellschaften im Bereich Wirtschaft - Prüfbericht

bezüglich
DS Nr.: 20/SVV/0437

Erstellungsdatum 30.07.2021
Eingang 502:

Einreicher: Wirtschaftsförderung 

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

25.08.2021 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung: Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Am 24.06.2020 hat der Hauptausschuss beschlossen, die institutionell-organisatorischen Strukturen 
derjenigen städtischen Tochtergesellschaften und Behörden zu überprüfen, mit denen sie die 
wirtschaftliche Entwicklung Potsdams unterstützt. Mit dem vorliegenden Prüfbericht werden 
wesentliche Schwerpunkte und Herausforderungen der wirtschaftlichen Entwicklung der LHP 
aufgezeigt und ein Entwicklungsansatz für mögliche Veränderungs- und Optimierungspotenziale der 
gegebenen städtischen wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen diskutiert.

Als wirtschaftsfördernde Handlungsfelder fokussiert sich der Prüfbericht auf die Handlungsfelder 
„Planung, Bau und Betrieb von Technologie- und Innovationszentren“, „Standortmanagement und 
Innovationsförderung“ und die „städtische Gewerbeflächenentwicklung“. Es wird dabei eine 
Weiterentwicklung der vorhandenen Gesellschaftsstrukturen als Entwicklungsansatz vorgeschlagen.

Im Rahmen eines zweistufigen Entwicklungsansatzes ist eine Bündelung der Handlungsfelder und die 
Profilierung der Technologie- und Gewerbezentren Potsdam GmbH (TGZP GmbH) durch die 
Zusammenführung der wirtschaftsfördernden Handlungsfelder „Technologiezentren“, „Innovations-
förderung“ sowie zur „Gewerbeflächenentwicklung“ vorgesehen. Der Ansatz sieht eine Bündelung der 
Managementstrukturen im projektbezogenen Kontext wirtschaftsfördernder Unterstützungsangebote 
(Aufbau einer Managementgesellschaft) und der immobilienwirtschaftlichen Betreuung der 
Gründungs-, Technologie- und Innovationszentren (Immobilienverwaltungsgesellschaft) vor. Zur 
Umsetzung eigenständiger Vorhaben im Rahmen der städtischen Gewerbeflächenentwicklung wird 
der Aufbau einer Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft als Tochtergesellschaft der TGZP GmbH 
vorgeschlagen. Die bestehende gesellschaftsstrukturelle Komplexität wird deutlich reduziert und eine 
schlanke, handlungsfähige Gesamtstruktur vorgeschlagen. 

Fortsetzung auf Seite 3

Im direkten Vergleich zum Status quo der wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen wird durch 
die dargestellten Veränderungsschritte die Handlungs- und Leistungsfähigkeit sowie die Wirksamkeit 
gezielt weiterentwickelt und die operative Umsetzung der wirtschaftsfördernden Zielsetzungen der 
LHP kann dadurch wesentlich effektiver unterstützt und gesteuert werden.

Die LHP schlägt eine Machbarkeitsuntersuchung des skizzierten Entwicklungsansatzes vor, 
insbesondere hinsichtlich der rechtlichen, steuerlichen, verfahrensbezogenen sowie finanziellen 
Anforderungen. Diese Untersuchung soll im Rahmen einer externen Beauftragung sowie durch 
fachliche Begleitung von Beteiligungsmanagement und Wirtschaftsförderung erfolgen. Auf dieser 
Basis ist eine Entscheidungs- bzw. Beschlussvorlage für die SVV zu erarbeiten, die die notwendigen 
Schritte und Handlungserfordernisse konkretisiert, kurz-, mittel- und langfristige Finanzierungsbedarfe 
aufzeigt sowie einen zeitlichen Umsetzungsplan beinhaltet.

Mit der Bestätigung des vorgeschlagenen Entwicklungsansatzes wäre aus Sicht der LHP eine 
hinreichende Grundlage zu den weiteren Entwicklungsabsichten der TGZP GmbH gegeben und somit 
eine zeitnahe Ausschreibung der Neubesetzung der Geschäftsführung möglich.
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Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen.

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Die Mitteilungsvorlage zeigt einen zweistufigen Entwicklungsansatz mit sehr weitreichenden 
Veränderungsprozessen auf. Finanzielle Auswirkungen können auf dieser Basis nicht valide 
abgeleitet werden. Deshalb wird eine anschließende Machbarkeitsuntersuchung des 
vorgeschlagenen Entwicklungsansatzes mit externer Begleitung empfohlen. 

Im Rahmen der Machbarkeitsuntersuchung sind detaillierte Annahmen zu den finanziellen 
Auswirkungen aufzuzeigen und deren zeitlichen Wirksamkeiten darzustellen.  

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Geschäftsbereich 5
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Fortsetzung der Mitteilung:

Im direkten Vergleich zum Status quo der wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen wird durch 
die dargestellten Veränderungsschritte die Handlungs- und Leistungsfähigkeit sowie die 
Wirksamkeit gezielt weiterentwickelt und die operative Umsetzung der wirtschaftsfördernden 
Zielsetzungen der LHP kann dadurch wesentlich effektiver unterstützt und gesteuert werden.

Die LHP schlägt eine Machbarkeitsuntersuchung des skizzierten Entwicklungsansatzes vor, 
insbesondere hinsichtlich der rechtlichen, steuerlichen, verfahrensbezogenen sowie finanziellen 
Anforderungen. Diese Untersuchung soll im Rahmen einer externen Beauftragung sowie durch 
fachliche Begleitung von Beteiligungsmanagement und Wirtschaftsförderung erfolgen. Auf dieser 
Basis ist eine Entscheidungs- bzw. Beschlussvorlage für die SVV zu erarbeiten, die die notwendigen 
Schritte und Handlungserfordernisse konkretisiert, kurz-, mittel- und langfristige 
Finanzierungsbedarfe aufzeigt sowie einen zeitlichen Umsetzungsplan beinhaltet.

Mit der Bestätigung des vorgeschlagenen Entwicklungsansatzes wäre aus Sicht der LHP eine 
hinreichende Grundlage zu den weiteren Entwicklungsabsichten der TGZP GmbH gegeben und 
somit eine zeitnahe Ausschreibung der Neubesetzung der Geschäftsführung möglich.

Anlage: Prüfbericht
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bspw.  beispielsweise 
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ggf.   gegebenenfalls  
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KMU   Kleine und mittlere Unternehmen 

LK  Landkreis 

LHP   Landeshauptstadt Potsdam 

MTHP  MediaTech Hub Potsdam 

PPP  Public Privat Partnership 

RPA  Rechnungsprüfungsamt 

RWK   Regionaler Wachstumskern 

STEK  Stadtentwicklungskonzept 

SVV   Stadtverordnetenversammlung 

u.a.   unter anderem  

vgl.   Vergleich  

z. B.   zum Beispiel  

ZIM  Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand 
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1. Anlass und Zielsetzung 

 

Am 24. Juni 2020 (DS 20/SVV/0437) hat der Hauptausschuss in seiner 23. öffentlichen Sitzung 

beschlossen, den Oberbürgermeister zu beauftragen, die institutionell-organisatorischen 

Strukturen derjenigen städtischen Tochtergesellschaften und Behörden zu überprüfen, mit 

denen sie die wirtschaftliche Entwicklung Potsdams im Bereich der wissenschafts-, 

technologie- und innovationsbasierten Gründerszene sowie der klein- und mittelständischen 

Unternehmen (KMU) unterstützt. Dabei soll geklärt werden, ob die derzeitige Struktur in 

Verantwortlichkeit und Funktionalität für die Stadt und die Unternehmen, differenziert für 

Unternehmerinnen und Unternehmer, effizient gestaltet ist, ob Koordinierungs- und 

Schnittstellenprobleme bestehen und wie die Zusammenarbeit künftig effizienter für die Stadt 

organisiert werden könnte. 

 

Der vorliegende Prüfbericht wird – ausgehend vom Aufgabenportfolio der städtischen 

Wirtschaftsförderung und den strategischen Herausforderungen im Feld der wirtschaftlichen 

Entwicklung der LHP – auf die vorhandenen Gesellschaftsstrukturen im Bereich Wirtschaft 

eingehen und einen Diskussionsvorschlag zu den Anforderungen an wirksame Gesellschafts-

strukturen für die nächste Dekade unterbreiten. 

 

Die Prüfung folgt dabei den folgenden Fragestellungen: 

 

- Welche organisatorischen Strukturen sind aus Sicht der LHP notwendig, um den 

strategischen Herausforderungen im Bereich der wirtschaftlichen Entwicklung der LHP 

gerecht zu werden und diese aktiv zu steuern? 

- Welche Optimierungs- und Entwicklungspotenziale lassen sich hinsichtlich der 

Konzentration, Funktionalität und Schnittstelleneffektivität bei den vorhandenen 

Gesellschaftsstrukturen im Bereich Wirtschaft erkennen? 

- Was sind notwendige Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für leistungsfähige 

und wirksame Gesellschaftsstrukturen?  

- Welcher Entwicklungsansatz ist für die vorhandenen Gesellschaftsstrukturen der LHP 

denkbar? Mit welchen Handlungsbedarfen und Konsequenzen ist dieser verbunden? 

 

2. Strukturen und Aufgaben der Wirtschaftsförderung 
der Landeshauptstadt Potsdam 

 

Die Wirtschaftsförderung ist als eigenständige Organisationseinheit Teil der Stadtverwaltung 

der Landeshauptstadt Potsdam. In der Organisationsstruktur der Gesamtverwaltung ist sie als 

Geschäftsstelle Wirtschaftsförderung unmittelbar dem Beigeordneten des Geschäftsbereichs 

4 für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt untergeordnet. Sie wird nach innen und 

nach außen durch den Leiter der Geschäftsstelle vertreten. Neben dem Leiter sind insgesamt 

15 Mitarbeitende bei der Wirtschaftsförderung beschäftigt. 
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Die Wirtschaftsförderung ist eine Querschnittsaufgabe mit dem Ziel einer stetigen 

Weiterentwicklung und Profilierung des Wirtschaftsstandortes Potsdam. Sie ist erste 

Anlaufstelle für Unternehmen, Existenzgründer sowie Investoren und fungiert als Bindeglied 

zwischen Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung. 

 

 

Die zentralen Handlungsfelder der Wirtschaftsförderung sind die Ansiedlungsförderung und 

Bestandspflege, die Gründungs- und Innovationsförderung sowie die strategische Entwicklung 

von Einzelstandorten und aktives Flächenmanagement. Innerhalb dieser thematischen 

Bandbreite bedient die Wirtschaftsförderung unterschiedliche Aufgabenschwerpunkte mit 

einem breiten Leistungs- und Beratungsspektrum. Es besteht ein umfangreiches Portfolio an 

themen-, zielgruppen- und genderspezifischen Angeboten, Formaten, Netzwerkaktivitäten und 

weiteren wirtschaftsfördernden Maßnahmen. Aufgrund der kleinteiligen Wirtschaftsstruktur der 

LHP bilden die Unterstützung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) sowie die 

gezielte Unterstützung und Bindung innovativer Ausgründungen aus dem wissenschaftlichen 

Umfeld einen besonderen Schwerpunkt der Aktivitäten der Wirtschaftsförderung.  

 

Aus städtischer Perspektive lassen sich stark vereinfacht drei wirtschaftsbezogene 

Handlungsfelder definieren, welche die Arbeit der Wirtschaftsförderung determinieren: 

 

- (1) Entwicklung sowie Sicherung stabiler und prosperierender Gewerbestrukturen: 

Beschäftigungsintensive gewerbliche Branchenstrukturen mit hohem Einfluss auf das 

Gewerbesteuerpotenzial zur Sicherung der kommunalen Einnahmen und des weiteren 

Wachstums der Landeshauptstadt Potsdam. 

 

Abbildung 1: Struktur und Kernaufgaben der Gesellschäftsstelle Wirtschaftsförderung (eigene Darstellung LHP, 2021) 
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- (2) Förderung innovationsorientierter Wirtschaftscluster: Start-ups und KMU mit stark 

wachstumsorientiertem Charakter, oftmals in Verbindung mit hohen 

Beschäftigungszuwächsen. 

 

- (3) Sicherung quartiersbezogener Dienstleistungs- und Versorgungsfunktionen: 

Unternehmerische Strukturen und Branchenvielfalt, die eine wohnortnahe Versorgung 

mit Produkten, Dienstleitungen und Beschäftigungsangeboten sicherstellen  

 

Die Förderung von Wirtschaftsclustern hat eine wichtige Bedeutung, denn im Rahmen der 

förderpolitischen Strategie des Landes Brandenburg hat die LHP seit 2005 aufgrund ihres 

wirtschaftsstrukturellen und wissenschaftlichen Potenzials den Status eines Regionalen 

Wachstumskerns (RWK) mit den Schwerpunktbranchen: 

 

- Medien / Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) / Kreativwirtschaft 

- Gesundheitswirtschaft / Life Science 

- Tourismus 

 

Die Wirtschaftsförderung unterstützt durch eine zielgerichtete Weiterentwicklung des 

Standortes und seiner Rahmenbedingungen diese Schwerpunktbranchen. Dies erfolgt auf der 

Grundlage von strategischen Standortentwicklungskonzepten, aus denen sich prioritäre 

Maßnahmen ableiten, deren Realisierung durch die Landesregierung besonders gefördert 

werden. Innerhalb der RWK-Clusterstrategie wird dem Themenfeld Technologie- und 

Innovationsförderung eine wesentliche Bedeutung für die Entwicklung des 

Wirtschaftsstandortes Potsdam beigemessen. 

 

Die thematische Breite wirtschaftsfördernder Handlungsfelder weist eine hohe Komplexität an 

Strukturen, handelnden Akteuren, spezifischen Kooperationsformen, förderungsbedingten 

Projektstrukturen bis hin zu föderalen Zusammenhängen auf. Zur Erreichung ihrer Ziele nutzt 

die Wirtschaftsförderung eine Vielzahl an Strukturen und Instrumenten wie Kooperationen, 

Förderprojekte, Dienstleistungsunternehmen, Vertragsvereinbarungen bis hin zu städtischen 

Gesellschaften.  

In Bezug auf die städtischen Gesellschaften im Bereich Wirtschaft ist auf eine 

Funktionstrennung zwischen der Wirtschaftsförderung, die strategisch und teils operativ die 

Entwicklung der Wirtschaftsstrukturen im gesamtstädtischen Interesse voranbringt, und den 

klaren, durch die LHP vorgegebenen operativen Handlungsrahmen der städtsichen Gesell-

schaften zu verweisen.  

Es bleibt dabei auf ein grundsätzliches Spannungsfeld zwischen der Wirtschaftsförderung als 

Teil der Verwaltung und den städtischen Gesellschaften zu verweisen. So sind Zielkonflikte, 

ausgehend von den wirtschaftlichen Erfolgserwartungen an die jeweiligen Gesellschaften oder 

Projekte, zwischen den wirtschaftspolitischen Zielsetzungen der LHP und den Restriktionen 

oftmals eingesetzter Fördermittelfinanzierungen nicht auszuschließen. Eine zielorientierte, 

stringente und engagierte Steuerung der kommunalen Gesellschaften ist daher unerlässlich. 

Dafür bestehen gut etablierte und funktionierende Informations- und Steuerungswege über die 

inhaltliche Koordination durch die Wirtschaftsförderung, das Beteiligungsmanagement der 

LHP sowie auf der Gesellschafterebene. 
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3. Städtische Gesellschaftsstrukturen im Bereich 
Wirtschaft der LHP 

 

In ihrer Gesamtheit sind die städtischen Gesellschaften sehr eng mit der regionalen 

Wirtschaftsstruktur verbunden und beeinflussen diese auf vielfältige Art und Weise. An diesem 

Punkt soll jedoch einschränkend nur auf die städtischen Gesellschaften Bezug genommen 

werden, die nach ihrem Gesellschaftszweck aktiv wirtschaftsfördernd tätig werden.  

 

In diesem engeren Fokus auf wirtschaftsfördernde Funktionen werden die drei folgenden 

Handlungsfelder deutlich und sollen einer weiteren Betrachtung unterzogen werden. 

 

3.1. Handlungsfelder der städtischen Gesellschaften im 
wirtschaftsfördernden Bereich 

 

 

Planung, Bau und Betrieb von Technologie-, Innovations- und Gründungszentren 

- Eigenverantwortliche Planung und Bau von Technologie-, Innovations- und 

Gründungszentren. 

Abbildung 2: Status quo der innovations- und flächenorientierten wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen (eigene 
Darstellung LHP, 2021; In der Abbildung wird die dunkelblaue Darstellung für 100% Tochtergesellschaften der LHP, die 
hellblaue Darstellung für eigenständige Strukturen und hell-dunkelblaue Darstellungen für differenzierte 
Gesellschafterstrukturen mit weiteren externen Gesellschaftern verwendet. In den verschiedenen Szenarien vorgesehene 
Veränderungen der Gesellschaftsstrukturen werden im Folgenden mit grünen Umrandungen markiert) 
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- Immobilienmanagement mit der technischen Instandhaltung der Gebäude, dem 

anspruchsvollen kleinteiligen Vermietungsmanagement und die rechtssichere 

Fördermitteladministration. 

- Projektentwicklung von neuen Innovationszentren, Finanzierungs- und 

Betriebskonzepten und die konzeptionelle Weiterentwicklung der Innovationszentren 

sowie spezifischer Unterstützungsangebote. 

� Vorhandene Strukturen: TGZP GmbH (LHP 100%), ZFF GmbH (51% TGZP, 49% 

ZFF), GO:IN Golm Innovationszentrum GmbH (50% LHP, 50% LK Potsdam-

Mittelmark), Ernst von Bergmann Innovation-Transfer-GmbH (100% Diagnostik GmbH 

/ 100% Klinikum Ernst von Bergmann gGmbH). 

 

Innovationsförderung, wirtschaftsbezogenes Standortmanagement und -marketing 

- Standortmanagements im Potsdam Science Park und der Medienstadt Babelsberg mit 

den Funktionen branchenspezifischer Unternehmensbetreuung, Förderung der 

Vernetzung von Akteuren und Unterstützung von unternehmensbezogenen 

Kooperationen. 

- Konzeptionelle Überlegungen zur inhaltlichen und infrastrukturellen Weiterentwicklung 

und Stärkung der jeweiligen Standorte. 

- Förderung und Unterstützung von innovativen und hochinnovativen Ausgründungen 

und Start-ups sowie Unterstützung des regionalen Wissens- und Technologietransfers. 

- Überregionales und zum Teil internationales Standortmarketing. 

� Vorhandene Strukturen: GO:INcubator GmbH (51% LHP, 49% Universität Potsdam), 

Standortmanagement Golm GmbH (100% GO:INcubator GmbH), MediaTech Hub 

Potsdam Management GmbH (Dienstleistungsvertrag LHP). 

 

Gewerbeflächen- und Gewerbestandortentwicklung  

- Flächenentwicklung für gewerbliche Nutzungen entlang der Prozesskette: 

Flächenerwerb, Aktivierung, Entwicklung und branchenspezifische Vermarktung oder 

Bereitstellung für städtische Nutzungskonzepte (bspw. Innovationszentren). 

- Gewerbeflächenentwicklung und -vermarktung im Rahmen des besonderen Städte-

baurechts (bspw. treuhändische Entwicklung des Gewerbequartiers Babelsberg). 

� Vorhandene Strukturen: ProPotsdam GmbH (100% LHP), Stadtkontor GmbH 

(Treuhandvertrag LHP). 

 

Tourismus- und Kulturmarketing sowie Event- und Veranstaltungsmanagement 

- Tourismus- und Kulturmarketing. 

- Touristisches und kulturelles Veranstaltungsmanagement. 

- Standortmanagements (u.a. Potsdamer Mitte und Kulturstandort Schiffbauergasse). 

� Vorhandene Strukturen: PMSG GmbH (100% ProPotsdam), Biosphäre Potsdam 

GmbH (100% PMSG GmbH), Sanierungsträger Potsdam (100% ProPotsdam GmbH). 

 

Touristische und kulturelle Entwicklung sind inhaltlich sehr eng miteinander verbunden. 

Touristische und kulturelle Angebote sowie entsprechende Marketingaktivitäten prägen eine 

eigene Spezifik und werden deshalb nicht in die innovationsorientierten wirtschaftsfördernden 

Betrachtungen einbezogen. Derzeit werden verwaltungsintern Überlegungen zu einer 

Neuausrichtung des Handlungsfeldes Tourismus- und Kulturmarketing der LHP geprüft. Es ist 

TOP 4.4



| 8 

in diesem Zusammenhang auf entsprechende Ergebnisse der fachlichen und 

gesellschaftsstrukturellen Betrachtung in Zuständigkeit des FB 51 sowie des FB 24 und dem 

Beteiligungsmanagement der LHP im Handlungsfeld „Tourismusservice und -marketing sowie 

dem Event- und Veranstaltungsmanagement“ zu verweisen. 

 

Aus Sicht der Wirtschaftsförderung bilden die Innovationszentren, die 

Gewerbeflächenentwicklung, die Standortmanagements sowie die clusterorientierte 

Innovationsförderung im Hinblick auf die strategischen Herausforderungen den innovations- 

und flächenorientierten Kernfokus der weiteren Betrachtungen.  

 

 

3.2 Technologie- und Gewerbezentren Potsdam GmbH  

 

Die Technologie- und Gewerbezentren Potsdam GmbH (TGZP GmbH) ist als 100% städtische 

Gesellschaft im Bereich Wirtschaft derzeit die größte und zentrale Gesellschaftsstruktur und 

soll deshalb nachfolgend einer vertiefenden Betrachtung unterzogen werden. 

Bereits aktuell werden wesentliche Kernaufgaben durch die TGZP GmbH verantwortet. Sie ist 

zudem mit einem sehr weit gefassten Gesellschaftszweck ausgestattet, der ein weites 

Spektrum an Handlungsfeldern umfasst und ermöglicht. Aus diesem Grund soll die TGZP 

GmbH auch zukünftig eine entscheidende Funktion übernehmen. Das strategische Interesse 

der Wirtschaftsförderung liegt dabei in einer klaren Stärkung und weiteren Entwicklung der 

TGZP GmbH. 

 

3.2.1 Kurzbeschreibung TGZP GmbH 

 

Die TGZP GmbH beschäftigt derzeit 9 Mitarbeitende und wird seit 01/2021 durch eine 

Interimsgeschäftsführung geleitet.  

 

Die TGZP GmbH betreut das Potsdamer Centrum für Technologie (PCT) I – III, das PCT IV, 

das MedienHaus Babelsberg, das Guido-Seeber-Haus Babelsberg, den Handwerkerhof, das 

Golm Innovationszentrum GO:IN und das Neubauprojekt GO:IN 2 im Potsdam Science Park. 

Weiter betreibt die TGZP GmbH das MediaTech Hub Potsdam Lab in der Medienstadt 

Babelsberg.  

 

Die TGZP GmbH hat zwei Tochterunternehmen, die ZFF GmbH (51 % TGZP GmbH, 49% ZFF 

GmbH, als derzeit ruhende Gesellschaftsanteile) und die GO:IN GmbH in Zusammenarbeit mit 

dem Landkreis Potsdam-Mittelmark (50% TGZP GmbH, 50% Technologiezentrum Teltow 

GmbH). 
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Die städtische Zielvorgabe sieht bisher die Umsetzung der folgenden Kernaufgaben vor:  

- (1) Planung und Umsetzung von Technologie-, Gründungs- und Innovationszentren,  

- (2) Immobilienmanagement, welches die Vermietung, das Facility Management und 

das Fördermittelmanagement einschließt, und  

- (3) Projektentwicklung von gewerblichen Spezialimmobilien (Innovationszentren, 

Handwerkerhof, Labs, Innovationszentren, Factory). 

 

Der Gegenstand des Unternehmens ist gemäß Gesellschaftsvertrag die Erhaltung und Stär-

kung der wirtschaftlichen Leistungskraft der LHP auf den Gebieten: 

 

- der Förderung von Innovation und Technologietransfer, 

- der Entwicklung des Wirtschaftsstandortes Potsdam, insbesondere der Branchenkom-

petenzfelder Medien, Informations- und Kommunikationstechnologien, Biotechnologie, 

Geoinformationswirtschaft sowie der Wissenschaft, 

- der Schaffung von Rahmenbedingungen/Existenzgrundlagen für die Ansiedlung von 

Unternehmen, die Gründung von neuen sowie Sicherung/Erhaltung von ortsansässi-

gen bestehenden, insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen der gewerblichen 

Wirtschaft (KMU) sowie der Entwicklung von technischen Infrastrukturmaßnahmen.  

 

Hierfür sind folgende Aufgaben durchzuführen: 

a. Erwerb, Freimachung, Bodenordnung und Erschließung von Grundstücken 

sowie deren Wiederveräußerung für o. g. Zwecke; 

b. Beratung und Betreuung von ansiedlungswilligen und ortsansässigen Unter-

nehmen und Gewerbetreibenden sowie von Existenzgründungen; 

Abbildung 3: Status quo der Strukturen und Aufgabenfelder der TGZP GmbH (eigene Darstellung LHP, 2021) 
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c. Modernisierung, Errichtung (ohne eigene Bautätigkeit), Verwaltung und Ver-

mietung von Gewerbebauten; 

d. Einräumung von Erbbaurechten auf Grundstücken der Gesellschaft; 

e. Initiierung, Koordinierung und Beteiligung an Netzwerken, Veranstaltungen, 

Marketingmaßnahmen und sonstigen Projekten.  

 

Gegenstand des Unternehmens ist weiterhin die Durchführung von grundstücksbezogenen 

Maßnahmen für die Ansiedlung von Industrie- und Gewerbebetrieben. 

 

Die TGZP GmbH konzentriert sich bisher überaus erfolgreich auf die drei genannten 

Kernaufgaben. In diesem Bereich ist der Gesellschaft eine profunde fachliche Expertise, 

Effektivität und Wirksamkeit nachgewiesen worden (vgl. DOMUS Consult (2017); Landes-

hauptstadt Potsdam (2019): RPA-Prüfbericht TGZP GmbH). 

Die TGZP GmbH bündelt dabei die baulich-fachliche Kompetenz zur Errichtung gewerblicher 

Spezialimmobilien und verbindet diese mit einer hohen betriebswirtschaftlichen, 

vermietungsbezogenen, vergaberechtlichen und förderrechtskonformen Managementqualität. 

 

Aktuell ist insbesondere im Geschäftsfeld der Projektentwicklung eine deutliche Zunahme der 

Aufgaben und Projekte zu erkennen. Schwerpunkte bilden dabei die Entwicklung von neuen 

branchenspezifischen Innovationszentren und die Konzipierung neuer kollaborations- und 

experimentierorientierter Nutzungsangebote (Labs, Makerspaces, Experimentierumfelder, 

Räume für Co-Creation und weiterer Ansätze). Damit verbunden ist der Aufbau von 

Kompetenzen und die Entwicklung neuer und nicht ausschließlich auf öffentlicher Förderung 

basierender Finanzierungs- und Betriebsmodelle entsprechender Zentren. Die konzeptionelle 

Weiterentwicklung der vorhandenen Innovationszentren und die stärkere Erschließung der 

unternehmerischen Innovationskräfte innerhalb der branchenorientieren Zentren sind weitere 

Schwerpunkte, die in Kooperation mit der Wirtschaftsförderung aktiv verfolgt werden. 

 

Die TGZP GmbH hat sich diesen veränderten Anforderungen offensiv angenommen und 

professionalisiert sich dementsprechend weiter. 
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3.2.2 Kernaussagen der Geschäftsfeldanalyse der DOMUS Consult  

 

Im Rahmen einer Geschäftsfeld-

analyse hat sich das Beratungs-

unternehmen DOMUS Consult im Jahr 

2017 im Auftrag der Wirtschafts-

förderung der LHP eingehend mit den 

Strukturen und den Geschäftsfeldern 

der TGZP GmbH beschäftigt und 

mögliche Entwicklungsansätze eruiert. 

Aus diesem Grund soll an dieser Stelle 

kurz auf die Kernaussagen der Analyse 

eingegangen werden. 

Die Untersuchung attestiert der TGZP 

GmbH im Status quo eine erhebliche 

Fachkompetenz in den Kernhandlungs-

feldern der Planung und Entwicklung 

von Innovationszentren sowie dem 

professionellen Management ent-

sprechender Zentren sowie der 

dazugehörigen Fördermitteladminis-

tration. Gleichwohl wurde ein hohes, 

zum Teil zu hohes, personen-

bezogenes Engagement in der 

gesamten Gesellschaft festgestellt und 

insbesondere auf der Ebene der 

Geschäftsführung. 

 

Ausgehend von der Status quo-Betrachtung wurde eine Optimierungsvariante vorgeschlagen, 

die eine stärkere personelle Ausstattung der TGZP GmbH vorsieht. Dieser 

Optimierungsvorschlag wurde von der LHP aktiv aufgegriffen und erste Maßnahmen der 

personellen Stärkung erfolgreich vorgenommen. 

Die Untersuchung zeigt zudem strategische Entwicklungspotenziale der TGZP GmbH 

(strategische Varianten C – F) auf, die sich insbesondere auf die Interaktion und Unterstützung 

der eingemieteten Unternehmen ausrichtet. Die Varianten setzten jeweils einen inhaltlichen 

Schwerpunkt auf die gezielte Unterstützung von Existenzgründungen und Start-ups 

(Existenzgründungsauftrag), von Bestandsunternehmen in den Zentren 

(Wirtschaftsförderungsauftrag) und auf Kooperations- und Transferpotenziale der 

eingemieteten Unternehmen (Transferauftrag). Die einzelnen Schwerpunktsetzungen sind mit 

der jeweiligen Einstellung einer Vollzeitstelle verbunden. Der Vorschlag greift dabei auf eine 

Erfassung durchschnittlicher Aufgabenportfolios der bundesweiten Technologiezentren zurück 

(siehe Bundesverband Deutscher Innovations-, Technologie- und Gründerzentren e.V. 

(BVIZ)).  

Die LHP verfolgt in diesem Punkt jedoch bisher eine bewusst andere Strategie, die eine 

branchen-, cluster- und inhaltsorientierte Betreuung von Gründungen und KMU über die 

Abbildung 4: Übersicht Entwicklungsszenarien der TGZP GmbH 
(DOMUS Consult, 2017) 
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Wirtschaftsförderung direkt sowie über spezialisierte Unterstützungsangebote 

(Standortmanagement, MediaTech Hub, Clusterförderung) vorsieht. Die gebäude- und 

vermietungsorientierte Verantwortung liegt bei der TGZP GmbH.  

 

Mit der Zukunftsvision G wird eine Maximalvariante vorgeschlagen, die neben der Verbindung 

der drei inhaltlichen Schwerpunktsetzungen (Existenzgründungs-, Wirtschaftsförderungs- und 

Transferauftrag) die Integration des neuen Handlungsfeldes Gewerbeflächenentwicklung 

vorsieht. Diese Überlegung ist inhaltlich, kostenseitig und organisatorisch nicht weiterführend 

untersetzt worden. Die Verfasser verweisen auf einen weiteren Untersuchungsbedarf dieses 

Szenarios. 

 

3.2.3 Entwicklungsansätze der TGZP GmbH aus Sicht der 
Wirtschaftsförderung 

 

Die Grundvoraussetzung für die weitere Entwicklung der TGZP GmbH ist die Sicherung der 

vorhandenen Kompetenz in der immobilienwirtschaftlichen Projektentwicklung, der Immo-

bilienbewirtschaftung sowie der Fördermitteladministration.  

 

Planung und Umsetzung von Technologie-, Gründungs- und Innovationszentren sowie 

Projektentwicklung von gewerblichen Spezialimmobilien  

- Sicherung der Fachexpertise und Kompetenz bei der Planung, Finanzierung und 

Errichtung von Innovationszentren. 

- Weiterverfolgung der bisherigen Ausrichtung neuer Technologiezentren auf 

Branchenbedarfe oder Technologiefelder (vgl. Institut für Innovation und Technik 

(2018)). 

- Ausbau der Kompetenzen im Bereich neuerer raumbezogener Innovationsansätze 

(Makerspaces, Labs, kollaborative Angebote). 

- Stärkung und Weiterentwicklung der Expertise im Bereich neuer Finanzierungs- und 

Betriebsmodellansätze (erste Projekte der TGZP dazu: MediaTech Hub Potsdam Lab, 

Machbarkeitsstudie für ein digitales Gründer- und Innovationszentrum in der 

Medienstadt Babelsberg). 

 

Immobilienmanagement: Vermietung, Facility Management und Fördermittelmanagement  

- Strategische Ausrichtung auf die weitere Unterstützung von KMU in Start- und 

Wachstumsphasen auch bei den Zentren, deren Fördermittelbindung ausläuft. 

Dadurch können und sollen der öffentliche Handlungsauftrag sowie die Abgrenzung 

gegenüber dem privaten Wettbewerb sichergestellt werden. 

- Portfoliokonzentration durch die Auslösung der Technologiezentren Teltow GmbH aus 

der GO:IN GmbH. 

- Realisierung einer gesellschaftlichen Trennung von Immobilienmanagement und 

Immobilienvermögen durch die vollständige Konzentration des Anlagevermögens  bei 

der TGZP GmbH, als Muttergesellschaft, sowie durch den Aufbau einer eigenen 

Struktur zur Umsetzung des Betriebs der Zentren sowie des Facility Managements. 
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Innovationsförderung und Community Management  

- Eine stärkere Fokussierung der internen Innovationspotenziale in den Zentren selbst, 

z. B. über ein aktiveres Community Management, sollte ein Gegenstand in der 

Weiterentwicklung des Innovationszentrenansatzes darstellen. Dabei muss die 

bisherige Aufgaben- und Verantwortungsteilung zwischen Wirtschaftsförderung und 

TGZP GmbH nicht grundsätzlich infrage gestellt werden. 

- Branchen- und clusterorientierte Unterstützungsangebote, wie bspw. Inkubatoren, 

Akzeleratoren oder Innovationsnetzwerke (ZIM), die häufig über Förderprojekte 

finanziert werden, benötigen handlungsfähige Trägerstrukturen. Die Bündelung 

derartiger Projekte in einer Trägergesellschaft erscheint dabei als ein überaus 

zielführender und effektiver Ansatz. 

 

3.3 Kurzbeschreibung GO:INcubator GmbH und 
Standortmanagement Golm GmbH  

Die GO:INcubator GmbH und die Standortmanagement Golm GmbH bilden eine Gesell-

schaftskonstruktion zur Aufgabenwahrnehmung des Standortmanagements für den Potsdam 

Science Park. Gegründet im Jahr 2008 durch private Gesellschafter wurden die beiden Ge-

sellschaften zum 01.01.2018 durch die Landeshauptstadt Potsdam (51%) und die Universität 

Potsdam (49%) erworben. 

 

Die Kernaufgaben des Standortmanagements sind: 

• die Schaffung von standortspezifischen Angeboten und Services für Gründung, 

Wachstum sowie Technologie- und Innovationstransfer, 
• die Stärkung von Kooperation, Vernetzung und Internationalisierung, 
• die zielgruppenorientierte Standortkommunikation und -marketing,  
• die Vermarktungsunterstützung für Flächen und Räumlichkeiten am Standort, 
• die Initiierung und Begleitung von Projekten der Standortentwicklung, 
• die Interessenvertretung der Anrainer und  
• der Aufbau eines Community Managements für Gründer und Unternehmer. 

 
Die bestehende Gesellschaftsstruktur kann als historisch gewachsen bezeichnet werden und 

ist förder- und steuerrechtlichen Anforderungen und Tatbeständen geschuldet. So sind förder-

rechtlich finanzierte Aufgaben des Standortmanagements in der gleichnamigen GmbH ange-

siedelt. In Abgrenzung dazu sollen weitere projektbezogene und eigenwirtschaftlichen Aktivi-

täten in der GO:INcubator GmbH konsolidiert werden. Derzeit sind in beiden Gesellschaften 

12 Mitarbeitende beschäftigt. 

Im Rahmen einer gesellschaftsrechtlichen Neustrukturierung ist die bestehende Gesell-

schaftsstruktur zu prüfen und ggf. anzupassen.  
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3.4 Kurzbeschreibung MediaTech Hub Potsdam Management GmbH  

Mit der Verleihung des de:hub-Status für die LHP im Jahr 2017, als bundesweiter digitaler 

medientechnologischer Vorzeigestandort, wurde die Anforderung verbunden, dass entspre-

chende bundeswirtschaftspolitische digitale Leuchtturmstandorte durch regionale Manage-

ments bei der weiteren Entwicklung aktiv unterstützt werden sollen. Hierzu konnte die LHP in 

Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsministerium des Landes Brandenburg eine entspre-

chende Förderung für den Zeitraum 07/2018 bis 07/2021 (GRW-Infrastruktur Standortma-

nagement) sichern. Die Fortführung des Managements zur Verstetigung und zum Ausbau be-

reits erreichter Erfolge ist zwingend notwendig. Hierzu war und ist eine Folgeförderung im 

Rahmen der GRW-I geplant. Diese kann erst nach erfolgter Prüfung der vorherigen Förder-

phase erfolgen. 

 

Die LHP hat die Trägergesellschaft im Rahmen einer europaweiten Vergabe per Dienstleis-

tungsvertrag mit der Steuerung des Managements und gezielter Marketingaktivitäten beauf-

tragt. Mit dem media:net berlinbrandenburg e. V. und der transfermedia production service 

GmbH konnten zwei entscheidende Medienakteure der Region gewonnen werden, die mit der 

Media-Tech Hub Potsdam Management GmbH eine geeignete Trägerstruktur für das Hub-

Management aufbauten. Die LHP gewährleistet im Rahmen eines Dienstleistungsvertrages 

die Steuerung, Zusammenarbeit und die Weiterleitung der Förderung an die Trägergesell-

schaft.  

 

Die MediaTech Hub Potsdam Management GmbH umfasst mit der Geschäftsführung insge-

samt vier Mitarbeitende. Zu deren Aufgaben gehört die Organisation und Durchführung des 

Managements für den MediaTech Hub Potsdam im Auftrag der Landeshauptstadt Potsdam 

sowie die damit verbundene Konzeption und Durchführung crossmedialer Marketing- und 

Kommunikationsaktivitäten zur Erreichung definierter kurz- und mittelfristiger Ziele. Dies um-

fasst die nationale und internationale Vermarktung des MTHP und seiner Partner sowie deren 

Aktivitäten, vor allem an der Schnittstelle zum Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

(BMWi), der Agentur rckt und Germany Trade and Invest (GTAI), allen deutschen de:hubs und 

dem gesamten Standort Potsdam sowie die Entwicklung einer mit allen Partnern abgestimm-

ten Strategie für den MTHP, die modular und agil bleibt und so auf technologische wie stand-

ortbezogene Entwicklungen reagieren kann. 

 

Die Kernaufgaben des MTHP sind: 

• Positionierung Potsdams als international anerkannter Standort für Medien/IT und Me-

dientechnologie, 

• Steigerung der nationalen und internationalen Sichtbarkeit des MediaTech Hub Pots-

dam, 

• Effektive und beständige Vernetzung der Standortakteure, insb. aus Medien und IT, 

• Vernetzung mit anderen Digital Hubs der de:hub-Initiative in Deutschland, 

• Vernetzung mit relevanten Wirtschaftspartnern aus anderen Branchen, insb. Industrie, 

• Vorstellung und Etablierung des Hub-Managements als einheitliche Kommunikations-

schnittstelle am Standort, 

• Identifizierung und Initiierung von potentiellen Leuchtturmprojekten und Best Practice 

Beispielen sowie deren zielgruppenspezifische Kommunikation. 
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Der MediaTech Hub Potsdam und die LHP stehen aufgrund der bundespolitischen Relevanz 

des Hubs und des besonderen Clusterbezugs in sehr enger Verbindung zum 

Wirtschaftsministerium des Landes Brandenburg, dem landesweiten Clustermanagement für 

IKT, Medien und Kreativwirtschaft sowie weiteren Landeseinrichtungen (ILB, Medienboard 

Berlin-Brandenburg). 

3.5 Charakteristik der städtischen Gesellschaftsstrukturen mit 
wirtschaftsfördernden Aufgaben 

 

Die derzeitige Ausgangssituation in der LHP ist von vorwiegend kleineren und agilen, jedoch 

überaus schlagkräftigen, städtischen Gesellschaften im Bereich Wirtschaft gekennzeichnet. 

Es kann von gewachsenen und gleichzeitig effektiv funktionsfähigen Strukturen gesprochen 

werden. 

 

Die differenzierten Handlungsfelder und die Spezifik der regionalen Wirtschaftsstruktur (u. a. 

Branchenvielfalt, Kleinteiligkeit, besondere Clusteranforderungen) erfordern eigenständige 

und zielorientierte Herangehensweisen. Ausgehend davon verfolgen die einzelnen 

städtischen Gesellschaften unterschiedliche Gesellschaftszwecke. Bei der Ausrichtung der 

Gesellschaften wurde somit eine Spezialisierungsstrategie verfolgt. Die einzelnen 

Gesellschaften bündeln Fachexpertise in den einzelnen Gesellschaftszwecken und sind somit 

Spezialisten in ihren jeweiligen Geschäftsfeldern. Aufgrund der differenzierten Zuständigkeit 

für die einzelnen Geschäftsfelder ist ein hohes Maß an Eigenständigkeit bei den 

Gesellschaften gegeben und auch entsprechend gewollt.  

Zwischen den verschiedenen Gesellschaften im Bereich Wirtschaft bestehen vielfältige 

Kooperationen und Formen der Zusammenarbeit untereinander. 

 

Ausgehend von der verfolgten Spezialisierungsstrategie der Gesellschaften und hinsichtlich 

der Kooperationen untereinander, die vorwiegend auf einzelne Projekte oder Themen 

begrenzt sind, ist bisher bewusst von gesellschaftsrechtlichen Zusammenführungen der 

verschiedenen Einzelgesellschaften abgesehen worden.  

Vielmehr ist den Entscheidungen zu den einzelnen gesellschaftsrechtlichen Strukturen 

grundsätzlich eine Prüfung der Funktionsfähigkeit, Zielerreichung, Sachzusammenhänge 

sowie der Koordinationsanforderungen vorausgegangen. Ebenso erfolgte jederzeit eine 

Beurteilung von gesellschaftsstrukturellen Alternativen im Vorfeld sowie eine Abwägung der 

jeweiligen Entscheidung.  

 

Von zentraler Bedeutung ist die inhaltliche Koordination der Aktivitäten und die Steuerung der 

Gesellschaften aus gesamtstädtischer Perspektive. Die fachlich-inhaltliche Koordinations- und 

Steuerungsfunktion wird durch die Wirtschaftsförderung in enger Abstimmung mit dem Bereich 

Beteiligungsmanagement ausgeübt. Darüber hinaus wird die Perspektive der LHP über die 

Gesellschafterebene sichergestellt. Hierbei bestehen fest etablierte und gut funktionierende 

Informations- und Steuerungswege.  
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4. Wirtschaftsbezogene Megatrends und Anforderungen 
an zukünftige städtische Gesellschaftsstrukturen 

Im Folgenden werden wesentliche aktuelle Trendentwicklungen sowie deren Wechselwirkung 

bezogen auf das Wirtschaftssystem generell aufgezeigt. In einem zweiten Schritt werden 

nachfolgend standortspezifische Anforderungen an gesellschaftsstrukturelle Veränderungs-

prozesse dargestellt.  

4.1 Megatrends 

 

Die großen Megatrends des 21. Jahrhunderts wie bspw. Globalisierung, Klimawandel, 

Digitalisierung, Mobilität, Urbanisierung oder der demografische Wandel beeinflussen heute 

mehr denn je sämtliche Lebensbereiche. Allgemeinhin markieren sie lang anhaltende, 

gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Veränderungsprozesse, die auf 

unterschiedliche Ebenen, etwa auf Arbeitswelt, Konsum- und Freizeitverhalten, Gesundheit, 

aber auch auf Bildung, Wissenschaft oder Kultur einwirken. Megatrends sind wesentliche 

Treiber eines tiefgreifenden Strukturwandels, können parallel verlaufen, sich überlagern und 

gegenseitig verstärken oder anderen Entwicklungen geradezu entgegenlaufen. 

 

Aktuelle Studien analysieren die ökonomischen Wechselwirkungen globaler Megatrends und 

zeigen wiederum deren Folgen für das deutsche Wirtschaftssystem, insbesondere auch im 

Zusammenhang mit der gegenwärtigen Corona-Pandemie.1 So unterschiedlich Trend-

entwicklungen ihre jeweilige Wirkung entfalten, so erzeugen sie doch zusammengenommen 

aufgrund ihrer Einflussnahme gerade für die Wirtschaft eine enorme Dynamik und einen 

gewaltigen Anpassungsdruck, bieten andererseits aber auch große Chancen und Potenziale. 

 

Besonders deutlich wird dieser Zusammenhang beim Megatrend Digitalisierung: Big Data, 

Künstliche Intelligenz, Internet of Things, Digital Health, Green Tech oder Smart City – um nur 

einige Trendentwicklungen zu nennen – sind Einzelfacetten des technologischen Fortschritts. 

Sie markieren einen unausweichlichen Veränderungsprozess der digitalen Transformation 

und setzen Unternehmen entsprechend unter Anpassungsdruck. Wer allerdings den digitalen 

Wandel offensiv angeht, wird auch dessen Chancen in Wertschöpfung umsetzen können. 

Ähnliches gilt für das New-Work-Konzept als globaler Megatrend für verschiedene neue 

Formen des Arbeitens, den erst die Globalisierung und die Digitalisierung in den letzten Jahren 

hervorgebracht haben. Auch hier bieten Trendentwicklungen wie Kollaboration, Co-Working, 

Open Innovation oder Work-Life-Blending ganz neue Chancen für die Wirtschaft, wie 

insbesondere die Kreativbranche und die neue Start-up-Kultur schon seit Längerem zeigen. 

 

 

                                                
 
1 Vgl. Bertelsmann Stiftung (2019): Megatrend-Report #01: The Bigger Picture. Wie Globalisierung, Digitalisierung 

und demografischer Wandel uns herausfordern; Bertelsmann Stiftung (2020): Megatrend-Report #02: Die 

Corona-Transformation. Wie die Pandemie die Globalisierung bremst und die Digitalisierung beschleunigt. 
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Megatrends haben ebenso für die Städte und Gemeinden in Deutschland als 

Wirtschaftsstandorte eine kaum zu überschätzende Bedeutung. Im Wettbewerb um knappe 

Produktionsfaktoren – vor allem qualifizierte Fachkräfte oder Arbeitsplätze schaffendes 

Investitionskapital – sind diejenigen Standorte im Vorteil, die sich nicht den globalen 

Trendentwicklungen verschließen, sondern deren ökonomische Wertschöpfungspotenziale 

gezielt nutzen. 

Um die Wettbewerbsfähigkeit der Landeshauptstadt Potsdam als attraktiven Wirtschafts-

standort weiterhin zu stärken, ist es daher aus Sicht der Wirtschaftsförderung notwendig, 

globale Trends in den strategischen Überlegungen zur wirtschaftlichen Entwicklung Potsdams 

aufzugreifen. 

 

 

4.2 Strategische Herausforderungen wirtschaftsförderungsbezo-
gener Gesellschaftsstrukturen der LHP  

 

Aus Sicht der Wirtschaftsförderung zeichnen sich verschiedene Entwicklungstrends ab, die es 

zu antizipieren gilt und deren Veränderungswirkungen auf die städtischen Gesell-

schaftsstrukturen übertragen werden müssen. Im Folgenden sollen exemplarisch die 

wesentlichen strategischen Herausforderungen überblicksartig abgebildet werden.  

 

Funktionale und handlungsfähige Gesellschaftsstrukturen 

 

Als Grundvoraussetzung muss die finanzielle, personelle und organisatorische 

Handlungsfähigkeit vorangestellt werden, denn nur unter diesen Bedingungen werden 

Gesellschaften auch zweckmäßige Wirkungen entfalten können.  

Generell gilt dabei das erklärte Ziel der LHP, dass die vorhandenen Gesellschaftsstrukturen in 

ihrer Komplexität auf das erforderliche Maß zu reduzieren sind, um dadurch die 

Steuerungsfähigkeit zu erhöhen und nicht notwendige gesellschaftsrechtliche Anforderungen 

zu begrenzen.  

Alle städtischen Gesellschaften im Bereich Wirtschaft werden auch zukünftig mit öffentlichen 

Mitteln und in hohem Maße mit akquirierten Fördermitteln agieren. Diese Ausgangssituation 

erfordert eine spezifische Kompetenz im betriebswirtschaftlichen, vergaberechtlichen und 

förderrechtskonformen Management.  

Parallel sind bereits aktuell erhebliche Veränderungen bei Förderprogrammen und insb. 

Rückgänge bei den relevanten EU-Fördermöglichkeiten über das Land Brandenburg zu 

erkennen und weiter zu erwarten. Daraus folgt bereits heute der Bedarf an zusätzlichen 

Kompetenzen zur aktiven Entwicklung neuer Finanzierungs-, Kooperations- und 

Betriebsmodelle auf der Ebene der städtischen Gesellschaften. 
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Aktive städtische Gewerbeflächenpolitik 

 

Gewerbeflächen sind die entscheidende Schlüsselressource, um neue Ansiedlungen und 

erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklungen von etablierten Unternehmen zielgerichtet zu 

unterstützen und somit langfristige Bindungen an den Wirtschaftsstandort mit positiven 

Beschäftigungs- und Gewerbesteuereffekten zu ermöglichen. 

Nutzungskonkurrenzen, allgemeine Preisentwicklungen und unzureichende städtische 

Gestaltungsmöglichkeiten bei rein privaten Immobilienentwicklungen erfordern ein stärkeres 

städtisches Engagement bei der Entwicklung von Gewerbeflächen. Damit verbunden ist der 

Bedarf an einer Gesellschaftsstruktur, die über das fachliche Know-how zur Umsetzung von 

langfristigen Entwicklungsprojekten in den relevanten Phasen einer Flächenentwicklung 

(Erwerb, Beplanung, Parzellierung, Erschließung und Vermarktung oder Eigenentwicklung) 

verfügt und zudem die finanziellen Voraussetzungen zur weitgehenden Vorfinanzierung 

langfristiger Entwicklungsvorhaben einbringen kann. 

 

Erste ambitionierte städtische Gewerbeflächenentwicklungsvorhaben sind bereits in der 

Realisierung und deutlich positive Effekte entsprechender Maßnahmen lassen sich erkennen. 

Diese ersten Vorhaben erfolgten bisher ausschließlich als Einzelprojekte. Eine klare 

gesellschaftsstrukturelle Verortung und somit auch Verantwortung für dieses wichtige 

Handlungsfeld einer städtischen Gewerbeflächenentwicklung wäre der nächste notwendige  

Schritt (Landeshauptstadt Potsdam (2020): STEK Gewerbe 2030; Difu-

Sonderveröffentlichung (2021): Aktive  Bodenpolitik). 

 

Weiterentwicklung der Technologie-, Innovations- und Gründungszentren 

 

Technologie- und Gründungszentren bieten Start-ups und KMU kleinteilige Räumlichkeiten, 

innovative Umgebungen und Unterstützung zur unternehmerischen Etablierung sowie zur 

Realisierung der ersten Wachstumsphasen. Für die LHP kann, bezogen auf die Anwendung 

dieses wirtschaftspolitischen Instruments, von einer außerordentlichen Erfolgsgeschichte 

gesprochen werden. Die Anzahl der Zentren ist überdurchschnittlich im bundesweiten 

Vergleich.  

Bereits frühzeitig wurden branchenspezifische Ausrichtungen der einzelnen Häuser verfolgt 

und deren Ausstattungen an die jeweiligen Branchenbedarfe angepasst. Im bundesweiten 

Vergleich zu vielen anderen Städten lässt sich der Erfolg an einer nahezu Vollauslastung aller 

städtischen Häuser ablesen. Die Bedeutung von Gründungs-, Technologie- und 

Innovationszentren wird weiterhin hoch bleiben, gerade hinsichtlich des hohen Bedarfs an 

kleinteiligen Raumangebote, des innovativen Umfelds sowie der damit verbundenen 

unternehmerischen Netzwerke in den Häusern.  

Es wird jedoch auch dieses hilfreiche Instrument weiterentwickelt werden müssen. 

Spezialisierungen neuer Zentren, Cluster- und Technologiefeldorientierung, 

kollaborationsorientierte Raumangeboten sowie die stärkere Fokussierung auf die 

Innovations- und Kooperationpotenziale innerhalb der Häuser werden dabei wichtige 

Schwerpunkte sein.  

Die Ausrichtung der Vermietungsstrategie bei den Zentren, die aus Förderzweckbindungen 

ausscheiden, wird ebenso wichtig sein, wie die Verbindung der Zentren mit zusätzlichen 
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Unterstützungsangeboten und die Entwicklung neuer Finanzierungs- und Betriebsmodelle. 

(vgl. Institut für Innovation und Technik (2018): Seite 171 ff.). 

 

Stärkung des regionalen Innovationssystems 

 

Die LHP ist ein exzellenter Wissenschafts- und Innovationsstandort. Zunehmende 

wissenschaftliche Ausgründungen von Start-ups und Spin-offs, vielfältige Kooperationen von 

Unternehmen und Wissenschaftseinrichtungen und ebenso unternehmerische Kooperationen 

untereinander sind kennzeichnend für das regionale Innovationssystem. Besondere 

Innovationskraft zeigt sich in den Wirtschaftsclustern Medien/IKT, Gesundheitswirtschaft / Life 

Sciences.  

Clusterbezogen wurden mit dem MediaTech Hub Potsdam, dem Standortmanagement Golm 

und der Kampagne MEHR ZUKUNFT bereits sehr erfolgreiche Strukturen und Netzwerke 

aufgebaut. Die Herausforderung wird in der Verstetigung und Etablierung weitgehend 

selbsttragender Strukturen zu sehen sein. 

Die Entwicklung eines regionalen Innovationssystems benötigt auch innovationsorientierte 

Unterstützungsangebote, wie marktnahe Inkubatoren und Akzeleratoren, Company Builder, 

FuE- und Innovationsnetzwerke. Auch die Ausschöpfung von themen- und 

branchenübergreifenden Innovationspotenzialen (Cross-Cluster) wird weiter an Bedeutung 

gewinnen.  

Die gesellschaftsstrukturelle Herausforderung wird hierbei in der Schaffung von geeigneten 

Trägerstrukturen bestehen, die einerseits fachliche Expertise aufweisen und gleichzeitig 

administrative Kernfunktionen bündeln, wie bspw. das Fördermittel- und 

Vergabemanagement. Den Projekten könnte damit eine stärkere Fokussierung auf ihre 

inhaltliche Arbeit ermöglicht und gleichzeitig die kaufmännische, rechtliche und administrative 

Rechtssicherheit der Projektumsetzung gebündelt und erhöht werden. 

 

Stärkung des Gründungsökosystems 

 

Der Großteil der Potsdamer Existenzgründungsvorhaben vollzieht sich in den Bereichen 

konventioneller, vorrangig dienstleistungsorientierter Unternehmensgründungen. Wissen-

schaftsorientierte Ausgründungen und hochinnovative Start-ups bilden durchschnittlich etwa 

10 bis 15 Prozent des regionalen Gründungsgeschehens, jedoch mit stetig wachsender 

Tendenz. Aufgrund der Wachstumspotenziale und ihres Beitrages zur Zukunftsfähigkeit haben 

innovative Gründungen eine besondere strukturpolitische Relevanz, die spezifische 

Unterstützungsstrukturen erfordern und rechtfertigen.  

Unternehmensgründungen in den konventionellen, vorrangig dienstleistungsorientierten 

Bereichen sind für die wirtschaftliche Entwicklung der LHP jedoch weiterhin bedeutsam und 

notwendig, so z. B. hinsichtlich der damit verbundenen Beschäftigungseffekte und dem 

quartiersbezogenen Versorgungsbezug. Die bisher sehr gut über die Wirtschaftsförderung 

direkt organisierten Strukturen und Unterstützungsangebote – wie z. B. das Gründerforum 

Potsdam, der GründerService und der Lotsendienst – müssen in ihrer jetzigen branchen-, 

zielgruppen- und genderspezifischen Angebotsqualität aufrechterhalten bleiben und stetig 

bedarfsorientiert weiterentwickelt werden.  
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Bezogen auf die städtischen Gesellschaftsstrukturen wird ebenso auf den Aufbau sinnhafter 

Trägerstrukturen für einzelne, vorwiegend geförderte Maßnahmen und Projekte zu achten 

sein. 

 

 

Ausbau des Standort- und Gebietsmanagements 

 

Zur zielgerichteten Entwicklung von Standorten mit hoher wirtschaftsbezogener Relevanz hat 

die LHP in der jüngeren Vergangenheit sehr gute Erfahrungen mit dem Einsatz von standort- 

und branchenbezogenen Standortmanagements sammeln können. Das Standortmanagement 

Golm und ebenso der MediaTech Hub Potsdam leisten einen wesentlichen Beitrag zur 

Entwicklung des Potsdam Science Park sowie der Medienstadt Babelsberg. Gerade die 

räumliche Verortung und die direkte Verbindung zu den Akteuren an den jeweiligen Standorten 

hat sich dabei als wichtiger Erfolgsfaktor gezeigt.  

In der weiteren Stärkung von Verbindungen und Vernetzungen zwischen Wissenschaft und 

Forschung sowie Anwendungen und gewerblicher Verwertung sind vielfältige Potenziale der 

Entwicklung hin zu einem Innovationsstandort Potsdam zu sehen. Die LHP versucht diese 

Potenziale durch zunehmende räumliche Profilierung zu erschließen und zu stärken, so bspw. 

im Potsdam Science Park, der Medienstadt Babelsberg sowie am Telegrafenberg. Dabei wird 

in der aktiven Umsetzung entsprechender Überlegungen dem Instrument des Standort- oder 

Gebietsmanagements eine wesentlich stärkere Bedeutung zukommen.  

Die Sicherung der vorhandenen Standortmanagements und die Übertragung der guten 

Erfahrungen auf weitere potenzielle Gebietskulissen, wie bspw. die sehr unterschiedlich 

gelagerten Standorte Telegrafenberg oder das Industriegebiet Süd (vgl. Landeshauptstadt 

Potsdam (2020): STEK Gewerbe 2030: Seite 90 ff.), wären dabei zielführend, erfordern jedoch 

generelle gesellschaftsstrukturelle Voraussetzungen und Strukturen.  

 

 

5. Vorschlag zur Entwicklung der städtischen 
wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen  

 

Ausgehend von den beschriebenen Rahmenbedingungen und Herausforderungen sollen 

nachfolgend erste strategische Entwicklungsansätze der gegebenen Gesellschaftsstrukturen 

im Bereich Wirtschaft aufgezeigt werden. 

 

5.1 Gesellschaftsstrukturen im Handlungsfeld Wirtschaft - Status 
quo 

 

Um die weiteren Betrachtungen einfacher nachvollziehen zu können, soll im Folgenden der 

Status quo der Gesellschaftsstrukturen im Bereich Wirtschaft mit dem eingangs 
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beschriebenen engeren Fokus auf die drei Handlungsfelder Technologiezentren, Gewerbe-

flächenentwicklung und Innovationsförderung/Standortmanagement dargestellt werden. 
2 

 

Im Handlungsfeld „Planung und Management von Technologie-, Gründungs- und 

Innovationszentren“ ist die TGZP GmbH die relevante Gesellschaftsstruktur. Die TGZP GmbH 

ist an der ZFF GmbH (51% TGZP, 49% ZFF GmbH) und an der GO:IN GmbH (50% TGZP 

GmbH, 50% Technologiezentrum Teltow GmbH) beteiligt.  

 

Das Handlungsfeld „Innovationsförderung, Standortmanagement und -vermarktung“ ist durch 

die gemeinsame Gesellschaft GO:INcubator GmbH der LHP und der Universität Potsdam 

(51% LHP, 49% Universität Potsdam) sowie deren Tochtergesellschaft Standortmanagement 

Golm GmbH gekennzeichnet.  

Weiter ist hierbei auf das geförderte Projekt MediaTech Hub Potsdam und auf die über einen 

Dienstleistungsvertrag für das Pojekt verantwortliche MediaTech Hub Potsdam Management 

GmbH zu verweisen.  

 

Im Handlungsfeld „Gewerbeflächen- und Gewerbestandortentwicklung“ bildet die ProPotsdam 

GmbH (100% LHP) diejenige Gesellschaft, die sich bisher im Rahmen verschiedener 

Einzelprojekte, wie z.B. dem Technology Campus Golm (B-Plan 129) oder in Krampnitz 

                                                
 
2 In der Abbildung wird die dunkelblaue Darstellung für 100% Tochtergesellschaften der LHP, die hellblaue 

Darstellung für eigenständige Strukturen und hell-dunkelblaue Darstellungen für differenzierte 

Gesellschafterstrukturen mit weiteren externen Gesellschaftern verwendet. In den verschiedenen Szenarien 

vorgesehene Veränderungen der Gesellschaftsstrukturen werden im Folgenden mit grünen Umrandungen 

markiert. 

Abbildung 5: Status quo der innovations- und flächenorientierten wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen (eigene 
Darstellung LHP, 2021) 
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engagiert. Eine eigenständige Gesellschaftsstruktur für dieses Handungsfeld ist nicht 

gegeben. 

 

Die Steuerung der städtischen Gesellschaften erfolgt fachlich über die Wirtschaftsförderung, 

gesellschaftsrechtlich über das Beteiligungsmanagement sowie über den OBM auf der 

Gesellschafterebene. Im Rahmen von Vertragbeziehungen sind entsprechende 

Steuerungsgremien installiert, die sich in regelmäßigen unterjährigen Zyklen zusammenfinden 

und die Koordinations- und Steuerungsfunktion ausüben. 

 

5.2 Vorschlag zur Profilierung der TGZP GmbH 

 

Mit dem nachfolgenden Vorschlag soll ein Entwicklungsansatz der städtischen 

wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen vorgestellt werden, der sich aufgrund 

verschiedener Veränderungsprozesse in zwei Phasen gliedert. Beide Phasen werden im 

Folgenden als Entwicklungsschritt 1 sowie Entwicklungs- und Zielschritt 2 dargestellt, wobei 

letzterer den finalen Strukturvorschlag beschreibt. 

 

5.2.1 Entwicklungsschritt 1 

 

 

 

Abbildung 6: Darstellung der gesellschaftsstrukturellen Veränderungen im Entwicklungsschritt 1 (eigene Darstellung LHP, 2021) 
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Zielsetzung des Entwicklungsschrittes 1:  

 

Der erste Entwicklungsschritt sieht die Zusammenführung der beiden wichtigen 

Handlungsfelder „Planung, Bau und Betrieb von Technologie- und Innovationszentren“ und 

„Innovationsförderung und Standortmanagement“ unter dem Dach der TGZP GmbH vor. 

Dadurch soll die Zusammenarbeit beider Handlungsfelder gestärkt und intensiviert sowie die 

TGZP GmbH inhaltlich weiter profiliert werden. Eine Bündelung soll unter der neu zu 

gründenden Managementgesellschaft erfolgen. Diese wird dabei zentrale 

Unterstützungsfunktionen für die TGZP GmbH und die eingegliederten Projektgesellschaften 

leisten sowie als Trägerstruktur für neue wirtschaftsfördernde Projekte und 

innovationsorientierte Angebote etabliert. 

Zur zukünftigen Umsetzung des Handlungsfeldes der „Städtischen 

Gewerbeflächenentwicklung“ soll eine eigene Gesellschaftsstruktur unter dem Dach der TGZP 

GmbH aufgebaut werden.  

 

Beschreibung der Veränderungsprozesse: 

 

Konzentration der Handlungsfelder „Planung und Management von Technologie-, Gründungs- 

und Innovationszentren“, „Innovationsförderung, Standortmanagement und -vermarktung“ und 

„Städtische Gewerbeflächenentwicklung“ 

 

Managementgesellschaft 

 

Unter dem Dach der TGZP GmbH wird eine 100%ige Tochtergesellschaft gegründet, die im 

Folgenden als Managementgesellschaft bezeichnet wird. Dieser Tochtergesellschaft werden 

die GO:INcubator GmbH und die Standortmanagement Golm GmbH untergegliedert. Dieser 

Schritt erfordert die Übernahme der Gesellschaftsanteile von der LHP (51%) und der 

Universität Potsdam (49%) durch die Managementgesellschaft. 

 

Die Übernahme der vollständigen externen Gesellschafteranteile (100%) der MediaTech Hub 

Potsdam Management GmbH ist ebenfalls durch die Managementgesellschaft vorgesehen. 

Dadurch erfolgt eine Einbindung der MediaTechHub Potsdam Management GmbH als 

Tochtergesellschaft der Managementgesellschaft der TGZP GmbH.  

 

Nach diesen beiden Konzentrationsschritten wären die cluster- und innovationsbezogenen 

Gesellschaften unter dem Dach der TGZP GmbH zusammengeführt und die 

Managementgesellschaft als Trägerstruktur installiert. 

 

Mit der Verantwortung für die Fördermitteladministration der TGZP GmbH wird ein weiteres 

wichtiges Aufgabenfeld mit der Managementgesellschaft verbunden. Für den MediaTech Hub 

Potsdam sowie das Standortmanagement Golm wird die Managementgesellschaft eine 

entscheidende Bündelungs- und Servicefunktion übernehmen, da sie auch für diese 

Gesellschaften das Fördermittel-, Vertrags- und Vergabemanagement zentral abbilden soll. 

Dadurch soll eine effektivere Prozessgestaltung, Professionalisierung und deutliche 

administrative Entlastung zugunsten der inhaltlichen Arbeit der Einzelprojekte gelingen. 
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Die Managementgesellschaft soll darüber hinaus die bisher fehlende Trägerstruktur für 

innovations- und clusterorientierte Förderprojekte sowie für weitere förderprogrammfinanzierte 

Unterstützungsangebote (u.a. Inkubatoren, Akzeleratoren, Innovationsnetzwerke) darstellen. 

Die Gesellschaft wird im Zusammenspiel mit der Wirtschaftsförderung aktiv bei der Akquise 

zusätzlicher passfähiger Angebote engagieren und somit die Unterstützungsstrukturen der 

wirtschaftlichen Entwicklung zielgerichtet ausbauen.  

Die Managementgesellschaft ist dabei als wichtiges Instrument der zukünftigen 

Innovationsförderung der LHP anzusehen. 

 

GO:IN GmbH 

 

Die TGZP GmbH wird bei der GO:IN GmbH eine Portfoliokonzentration durch die Übernahme 

der Gesellschaft anstreben und somit zur Auslösung des Landkreises Potsdam-Mittelmark 

bzw. der beteiligten Technologiezentren Teltow GmbH (50%) beitragen. Das Ziel ist hierbei in 

der Reduzierung der gesellschaftsrechtlichen Komplexität sowie in einer Verschlankung der 

Strukturen zu sehen.  

 

ZFF GmbH 

 

Die ZFF GmbH wird zur Vollständigkeit aufgeführt. Diese Gesellschaftsstruktur wird bereits 

aktuell als eine mögliche Trägerstruktur zur Umsetzung neuerer Finanzierungs- und 

Betriebsmodellen (z.B. PPP-Modelle) vorgesehen. 

 

Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft 

 

Die  TGZP GmbH soll zudem eine eigene Gesellschaftsstruktur zur Umsetzung von 

gewerblichen Flächenentwicklungen aufbauen. Hierzu soll mit der 

Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft eine 100%ige Tochtergesellschaft der TGZP GmbH 

geschaffen werden.  

Das projektbezogene Engagement der ProPotsdam GmbH soll in den laufenden Projekten 

fortgeführt und die Projekte erfolgreich beendet werden.  

 

 

Einschätzung zu diesem Entwicklungsschritt: 

 

Mit diesem ersten Schritt erfolgt bereits eine erkennbare inhaltliche Konzentration und 

Profilierung der TGZP GmbH. Unter dem Dach der TGZP GmbH wird somit die Verantwortung 

für die Technologiezentren als räumliche Angebote, die Verantwortung für die inhaltlichen, 

cluster- und innovationsorientierten Unterstützungsangebote zusammengeführt sowie eine 

städtische Handlungsfähigkeit zur Entwickung von Gewerbeflächen aufgebaut. Durch diese 

Themenkonzentration und die Verschränkung der Angebote lassen sich zusätzliche 

Synergien, Effektivitätspotenziale und Qualitätssteigerungen erwarten. 

 

Das strategisch überaus relevante Handlungsfeld der städtischen 

Gewerbeflächenentwicklung, das sämtliche Phasen einer Flächenentwicklung 

(Flächenerwerb, Beplanung, Baurechtschaffung, Parzellierung, Erschließung und 
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Vermarktung/Nutzung) einschließt, erhält mit dem ersten Entwicklungsschritt eine klare 

gesellschaftsstrukturelle Verortung und wird in die Verantwortlichkeit der TGZP GmbH 

eingegliedert. Inhaltlich wird dadurch eine Verschränkung mit den Gründungs- und 

Innovationszentren ermöglicht.  

Die TGZP GmbH verfügt bereits über baufachliche Kompetenzen im Rahmen der Realisierung 

der Technologiezentren und inhaltliche Querbeziehungen sind durchaus gegeben. Jedoch 

stellen Flächenentwicklungen zusätzliche sowie deutlich weitergehende fachliche 

Anforderungen und erfordern somit den Aufbau spezifischer Fachexpertiesen. Die 

Notwendigkeit zur Gestaltung einer geeigenten Übergangsphase ist daher gegeben, bis eine 

ausreichende organisatorische, fachliche und finanzielle Handlungsfähigkeit der TGZP GmbH 

aufgebaut ist. Aus diesem Grund sollen die bisher begonnenen Einzelprojekte weiterhin in der 

Verantwortlichkeit der ProPotsdam GmbH verbleiben. Die entstehende Übergangsphase kann 

zudem projektspezifische Kooperationen zwischen der ProPotsdam GmbH und der TGZP 

GmbH ermöglichen. 

Die cluster- und innovationsorientierten Projektgesellschaften werden ihrerseits bei der 

Umsetzung der Unterstützungsangebote von den zentralen Leistungen der Management-

gesellschaft profitieren und in ihrer inhaltlichen Arbeit, durch administrative Entlasstung, 

deutlich gestärkt. 

 

Mit diesem ersten Entwicklungsschritt sind bereits erhebliche Eingriffe und deutliche 

Veränderungen bei den bestehenden Gesellschafter- und Gesellschaftsstrukturen verbunden. 

Gerade die Gesellschaften der cluster- und innovationsorientierten Unterstützungsangebote 

sind von Veränderungen betroffen. Aufgrund der personenbezogenen Kompetenzen, 

Netzwerke und Erfahrungen sind in der Expertise und der fachlichen Kompetenz des 

Managements sowie der Mitarbeitenden die tatsächlichen Werte dieser kleineren 

Gesellschaften zu sehen und diese Fähigkeiten werden in den neuen Strukturen zweifelsfrei 

benötigt. Der Gestaltung eines ausgleichenden Übergangsprozesses wird dabei hohe 

Bedeutung beizumessen sein. Die Mitwirkungsbereitschaft gilt ebenfalls für die jeweiligen 

Mitgesellschafter.  

 

Zeitlich werden diese weitreichenden Veränderungsprozesse eine mittelfristige Dimension 

aufweisen. 

 

In der Gesamtschau führt dieser Entwicklungsschritt durch die Übernahme der verschiedenen 

externen Gesellschaftsanteile zu einer deutlichen Vereinfachung der Schnittstellen- und 

Abstimmungsprozesse, wobei die Komplexität der Gesellschaftsstrukturen im Gesamten 

weiterhin hoch bleibt.  

 

Handlungsbedarfe und Anforderungen an diesen Entwicklungsschritt: 

 

- Managementgesellschaft: Gründung einer Tochtergesellschaft der TGZP GmbH  

o Aufstellung der Gesellschaft: Geschäftsführung und etwa 5 Vollzeitäquivalente 

(juristische, betriebswirtschaftliche, projektmanagement-, fördermittel- und 

vergabebezogene Expertisen) 

o Kostenschätzung: offen 

o zeitliche Dimension: kurzfristig realisierbar, sofern Finanzausstattung gegeben 
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- GO:INcubator GmbH / Standortmanagement Golm GmbH: Überführung der 

Gesellschaften in die Managementgesellschaft der TGZP GmbH 

o Mitwirkungsbereitschaft der Universität Potsdam als Mitgesellschafter 

o Mitwirkungsbereitschaft des Managements und des Personals beim Übergang 

o aktives Change Management 

o Kostenschätzung: 100 TEUR - Übernahme der Gesellschafteranteile 

Universität Potsdam und LHP; Beratungs-, Verfahrens- und Umsetzungskosten 

o zeitliche Dimension: mittelfristig  

 

 

- MediaTech Hub Potsdam Management GmbH: Überführung der Gesellschaft in die 

Managementgesellschaft der TGZP GmbH 

o Mitwirkungsbereitschaft der Gesellschafter der MediaTech Hub Potsdam 

Management GmbH 

o Mitwirkungsbereitschaft des Managements und des Personals beim Übergang 

o Kompetenzsicherung der jetzigen Gesellschaft 

o aktives Change Management 

o Kostenschätzung: 100 TEUR - Übernahme der Gesellschafteranteile der 

MediaTech Hub Potsdam Management GmbH; Beratungs-, Verfahrens- und 

Umsetzungskosten 

o zeitliche Dimension: mittelfristig 

 

 

- GO:IN GmbH: Übernahme der Gesellschafteranteile des LK Potsdam-Mittelmark 

durch TGZP GmbH  

o Mitwirkungsbereitschaft des Landkreises Potsdam-Mittelmark muss gegeben 

sein - strategische Zielsetzung 

o Kostenschätzung der Übernahme: mind. 2,2 Mio. EUR  

o Zeitliche Dimension: kurzfristig realisierbar, sofern Mitwirkungsbereitschaft 

des LK Potsdam-Mittelmark sowie die Finanzausstattung gegeben ist  

 

- Strukturaufbau Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft: Gründung einer 100%igen 

Tochtergesellschaft unter dem Dach der TGZP GmbH 

o Aufstellung der Gesellschaft mit Geschäftsführung und etwa 5 

Vollzeitäquivalente (juristische, betriebswirtschaftliche, projektentwicklungs-, 

vermarktungs-, förderrechtlich- und vergabebezogene Expertisen) 

o zeitliche Dimension: mittelfristig realisierbar und in Abhängigkeit von der 

Finanzausstattung  
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5.2.2 Entwicklungsschritt 2 und Zielvariante 

 

Mit dem nachfolgenden zweiten Entwicklungsschritt soll an die weiterhin hohe Komplexität der 

Gesellschaftsstrukturen angeknüpft und eine gezielte Konzentration und Integration des 

Portfolios vorgenommen werden. 

 

 

Zielsetzung des Entwicklungsschrittes 2: 

 

Die Veränderungsprozesse des ersten Entwicklungsschrittes werden finalisiert und es wird 

eine deutliche Reduzierung der Gesellschaftsstrukturen und der damit verbundenen 

gesellschaftsrechtlichen Anforderungen vorgenommen. 

 

Die Managementgesellschaft soll dabei die Geschäftsfelder „Service“, „Standortmanagement 

und Innovationsförderung“ sowie die Voraussetzung zur Trägerschaft von weiteren 

innovationsfördernden Projekten aufbauen. Die bisher in eigenen Gesellschaften gebündelten 

Aufgaben bleiben weiterhin bestehen und werden als Geschäftsfelder in die 

Managementgesellschaft integriert.  

 

Durch die Schaffung einer Immobilienverwaltungsgesellschaft wird eine Struktur zur 

Umsetzung des Facility Managements, des Betriebs und der Weiterentwicklung der 

Technologie- und Innovationszentren vorgeschlagen. Das Anlagevermögen – vorrangig die 

Technologie- und Innovationszentren – wird in der Konzernmutter, der TGZP GmbH, 

zusammengeführt. Dadurch wird eine Trennung der Immobilienwerte, des Betriebs und des 

Facility Managements und dem deutlich erweiterten operativen Tätigkeitsfeld im Rahmen der 

Managementgesellschaft angestrebt. 

 

Die TGZP GmbH wird in diesem Zielschritt die Verantwortung für alle wirtschaftsfördernden 

Handlungsfelder tragen und somit zum entscheidenen Instrument der wirtschaftspolitischen 

Entwicklung der LHP werden.  

Abbildung 7: Darstellung der gesellschaftsstrukturellen Veränderungen im Entwicklungsschritt 2 (eigene Darstellung LHP, 2021) 
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Beschreibung der Veränderungsprozesse: 

 

„Planung und Management von Technologie-, Gründungs- und Innovationszentren“ sowie 

„Innovationsförderung, Standortmanagement und -vermarktung“ 

 

Immobilienverwaltungsgesellschaft 

 

Die GO:IN GmbH, die zwischenzeitlich eine 100%ige Tochtergesellschaft der TGZP GmbH 

geworden ist, wird in diesem Prozessschritt zu einer Immobilienverwaltungsgesellschaft 

umfirmiert. In dieser Immobilienverwaltungsgesellschaft werden der Betrieb der Technologie- 

und Innovationszentren sowie das Facility Management zusammengeführt. 

 

Managementgesellschaft: 

 

In der Managementgesellschaft, als Tochtergesellschaft der TGZP GmbH, werden die 

Gesellschaften GO:INcubator GmbH, Standortmanagement Golm GmbH sowie die 

MediaTech Hub Potsdam Management GmbH integriert und gehen darin als 

Aufgabenbereiche final auf. Die Managementgesellschaft wird dann die drei Geschäftsfelder 

„Fördermittel-, Vertrags- und Vergabemanagement“ für die Gesamtgesellschaft (Service), 

„Projekte“ sowie „Gebiets- und Standortmanagement“ beinhalten. 

 

Unter dem Geschäftsfeld „Projekte“ werden alle innovations- und clusterorientierten Projekte 

strukturiert. Die Managementgesellschaft fungiert somit als Trägerstruktur für 

wirtschaftsfördernde Unterstützungsangebote. Dazu zählen der MediaTech Hub Potsdam 

sowie weitere innovationsorientierte Unterstützungsangebote für Start-ups und KMU 

(Inkubatoren, Akzeleratoren, Innovationsnetzwerke). 

 

Das Geschäftsfeld „Gebiets- und Standortmanagement“ soll das Standortmanagement Golm 

integrieren. Dabei soll die Übertragung des vorhandenen Ansatzes und Know-hows auf 

mögliche andere Standorte geprüft und ermöglicht werden. Im Ergebnis könnten Aufgaben 

des Standortmanagements für verschiedene Standorte in einer gemeinsamen Struktur 

zusammengeführt und vernetzt werden. Standort- und themenbezogene Aktivitäten der 

Kommunikation, des Marketings und der Vermarktung sollen ebenfalls in diesem 

Geschäftsfeld angesiedelt werden. 

 

Einschätzung zu diesem Entwicklungsschritt: 

 

Mit diesem zweiten Entwicklungs- und Zielschritt gelingt die Schaffung einer klaren 

Gesamtstruktur, die sich durch eine deutliche Reduzierung der gesellschaftsstrukturellen 

Komplexität und der gesellschaftsrechtlichen Anforderungen auszeichnet. 

 

Die Profilierung der TGZP GmbH – durch die ganzheitliche Zusammenführung und inhaltliche 

Verzahnung der Handlungsfelder „Weiterentwicklung der Technologiezentren“, 

„Gewerbeflächenentwicklung“ und „Innovationsförderung“ – bildet den Schwerpunkt dieses 

Entwicklungsansatzes und wird mit dem zweiten Entwicklungsschritt vollendet.  

TOP 4.4



29 | 

Die schrittweise Umsetzung der Veränderungsprozesse ermöglicht dabei eine zeitliche 

Staffelung, ohne dass die Gefahr einer strukturellen Überforderung durch eine zu hohe 

Veränderungsdichte auftritt. 

 

Die Managementgesellschaft wird in diesem Schritt zu einer wesentlichen Akteurin im 

Gesamtgefüge. Im Rahmen ihrer Handlungsfähigkeit wird sie zusätzliche wirtschaftsfördernde 

Projekte und Angebote im Zusammenspiel mit der Wirtschaftsförderung akquierieren und 

bündeln können. Durch diese Professionalisierung der Strukturen wird eine größere 

Wirksamkeit zu erwarten sein als dies bisher über die jeweiligen einzelnen Gesellschaften 

darstellbar ist.  

 

Mit der Immobilienverwaltungsgesellschaft wird eine professionelle Struktur zur Umsetzung 

des Immobilienmanagements geschaffen. Zugleich soll durch diesen Schritt die 

Risikotrennung des operativen Vermietungs- und Projektmanagements von den 

Gebäudewerten der TGZP GmbH vorgenommen werden. Aus der Perspektive des steigenden 

wirtschaftlichen Risikos mit zunehmender Aufgabenbreite der TGZP GmbH im Gesamten ist 

dies zu empfehlen, jedoch hinsichtlich weiterer Auswirkungen auf Finanzierungsbewertung 

sowie hinsichtlich steuerlicher Aspekte eingehender zu prüfen. 

 

Das Immobilienmanagement der Immobilienverwaltungsgesellschaft kann grundsätzlich auch 

als kostenpflichtige Leistung und Service für private Gewerbeimmobilien Dritter erbracht 

werden.  

 

Der Aufbau und die Integration der Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft in die TGZP 

GmbH soll in diesem Entwicklungsschritt abgeschlossen, eine effektive Handlungsfähigkeit 

erzielt sowie erste gewerbliche Flächenentwicklungsvorhaben aufgenommen werden. 

 

Die Schritte zur internen Neustrukturierung sind erforderlich, um die gewünschte Reduzierung 

der gesellschaftsstrukturellen Komplexität zu erzielen. Gleichwohl führt dieser Schritt zu 

weiteren internen Strukturveränderungen und deren Erfolg ist erneut von der Bereitschaft und 

der Unterstützung durch das Management und die Mitarbeitenden der betroffenen 

Gesellschaften abhängig. Es sind daher hohe Anforderungen an das Change Management zu 

stellen. 

 

Mit diesem Entwicklungsvorschlag ist – im Vergleich zum Status quo – eine deutlich höhere 

Wirksamkeit und Effektivität wirtschaftsfördernder Aktivitäten zu erwarten. 

 

 

Anforderungen an diesen Entwicklungsschritt: 

 

- Immobilienverwaltungsgesellschaft: Erweiterung des Gesellschaftszwecks der GO:IN 

GmbH zur Bündelung des Betriebs und Facility Managements verschiedener Gebäude 

und ggf. als Serviceleistung für externe Dritte  

o Anpassung des Geschäftszweckes  

o Kosten: offen, Verfahrenskosten 

o zeitliche Dimension: kurzfristig realisierbar 
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- Managementgesellschaft: Integration der GO:INcubator GmbH, der 

Standortmanagement Golm GmbH sowie der MediaTech Hub Potsdam Management 

GmbH  

o Organistationsentwicklung der Managementgesellschaft durch die Schaffung 

von themenspezifischen Geschäftsbereichen (Facility Management, 

Fördermittel-, Vertrags- und Vergabemanagement (Service), Projekte und 

Gebiets- und Standortmanagements) 

o Personalüberführung der einzelnen Gesellschaften in die Geschäftsbereiche  

der Managementgesellschaft | Change Management 

o Verschmelzung der GO:INcubator GmbH, der Standortmanagement Golm 

GmbH sowie der MediaTech Hub Management Potsdam GmbH mit der 

Managementgesellschaft 

o Kosten: offen 

o Zeitliche Dimension: mittel- bis langfristige Realisierungsperspektive, 

abhängig von der zeitlichen Dauer des vorhergehenden Entwicklungsschrittes  

 

- Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft: Finanzieller Unterstützungsbedarf zur 

Umsetzung erster Flächenentwicklungsmaßnahmen  

o Finanzausstattung zum Ankauf sowie zur Aktivierung geeigneter 

Gewerbeflächen sowie zur Umsetzung der Entwicklungsmaßnahmen bis zur 

Vermarktung  

6. Fazit  

Ausgehend von den Anforderungen an zukunftsfähige städtische Gesellschaftsstrukturen im 

Bereich Wirtschaft wird ein zweistufiger Entwicklungsansatz vorgeschlagen, bei dem die 

Notwendigkeit zu weitereichenden gesellschaftsstrukturellen Veränderungsprozessen besteht 

sowie verschiedene interne und externe Bedingungen gegeben sind. Zusammenfassend lässt 

sich der Entwicklungsansatz wie folgt beschreiben: 

 

- Entwicklungsschritt 1: Es erfolgt eine deutliche gesellschaftstrukturelle Konzentration. 

Die TGZP GmbH wird zu dem Handlungsfeld „Bau und Betrieb von Innovationszentren“ 

zusätzlich das Handlungsfeld „Innovationsförderung und Standortmanagement“ 

übernehmen. Die bisher externen Gesellschafteranteile der GO:INcubator GmbH und 

damit der Standortmanagement Golm GmbH sowie der MediaTech Hub Potsdam 

Mangement GmbH sollen durch die TGZP GmbH übernommen werden. Die 

Gesellschaften GO:INcubator GmbH, Standortmanagement Golm GmbH und die 

MediaTech Hub Potsdam Mangement GmbH werden in einer neu zu schaffenden 

Managementgesellschaft als Tochtergesellschaften eingegliedert. 

Zur Umsetzung des Handlungsfeldes der städtischen Gewerbeflächenentwicklung wird 

mit der Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft eine 100%ige Tochtergesellschaft 

der TGZP GmbH aufgebaut. 
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- Entwicklungsschritt 2 und Zielvariante: Der zweite Verfahrensschritt dient dazu, die 

gesellschaftsstrukturelle Komplexität weiter zu reduzieren. Die unter dem Dach der 

TGZP GmbH bestehende Managementgesellschaft soll die drei Geschäftsfelder 

„Fördermittel-, Vertrags- und Vergabemanagement“, „Projektträgerschaften im Bereich 

Innovationsförderung“ sowie „Gebiets- und Standortmanagement“ beinhalten. Die 

Aufgaben der bereits angegliederten Gesellschaften GO:INcubator GmbH, 

Standortmanagement Golm GmbH und die MediaTech Hub Potsdam Mangement 

GmbH werden somit als Geschäftsfelder in die Managementgesellschaft integriert, 

sodass die einzelnen Gesellschaften aufgelöst bzw. verschmolzen werden können. 

 

Im direkten Vergleich zum Status quo der wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen wird 

durch die dargestellten Veränderungsschritte die Handlungs- und Leistungsfähigkeit sowie die 

Wirksamkeit gezielt weiterentwickelt. Die operative Umsetzung der wirtschaftsfördernden 

Zielsetzungen der LHP kann dadurch wesentlich effektiver unterstützt werden. Mit der 

Immobiliebverwaltungs-, der Mangement- und der Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft 

sind die entscheidenden operativen, wirtschaftsfördernden Handlungsfelder unter dem Dach 

einer Gesellschaft vereint. Eine Prozessgestaltung aus einer Hand wäre damit möglich. Von 

der strategischen Planung städtischer Gewerbeflächenentwicklung im Austausch mit der LHP, 

über die Realisierung der Flächenentwicklung bis hin zur unternehmensbezogenen Förderung 

könnte ein differenzierter Gesamtprozess durch die TGZP GmbH abgebildet werden. In 

diesem Zusammenspiel lassen sich zusätzliche Potenziale für die Stärkung der 

wirtschaftlichen Entwicklung der LHP sowie vielfältige Synergien erwarten.  

Der weit gefasste Gesellschaftzweck der TGZP GmbH deckt bereits aktuell die Umsetzung 

dieser Funktionserweiterung ab. 

 

Die vorgeschlagenen gesellschaftsstrukturellen Veränderungen bedeuten einen Wandel der 

Strukturen von kleineren, themenspezialisierten und agilen Einheiten hin zu einer größeren, 

inhaltlich gebündelten und schlagkräftigeren Gesellschaftsstruktur. 

 

Die kleineren auf einzelne Projekte und Aufgaben ausgerichteten Gesellschaften, die teilweise 

externe Gesellschafterstrukturen aufweisen, werden im Rahmen der Integration in die TGZP 

GmbH in einer 100%igen städtischen Gesellschafterstruktur zusammengeführt. Dadurch wird 

der Umbau zu einer schlanken Gesellschaftsstruktur mit einer effizienten Reduzierung der 

gesellschaftsstrukturellen Komplexität ermöglicht. Durch die Übernahme der bisher extern 

verankerten Gesellschaftsanteile gewinnt die LHP zusätzliche Steuerungsmöglichkeiten und 

die gesellschaftsrechtliche Komplexität wird abgebaut.  

 

Inhaltlich sind mit der Weiterentwicklung der Strukturen die Professionalisierung im 

Immobilienmanagement, der Aufbau einer handlungsfähigen projektbezogenen 

Managementstruktur wirtschaftsfördernder Maßnahmen sowie die Schaffung einer 

Gesellschaftsstruktur zur Umsetzung gewerbelicher Flächenentwicklungsvorhaben als 

Zielsetzungen verbunden. Die dazu vorgeschlagenen Entwicklungsschritte tragen insgesamt 

deutlich zu einer inhaltichen und strukturellen Profilierung der TGZP GmbH bei. Die TGZP 

GmbH wird im Rahmen der voprgeschlagenen Weiterentwicklung zum entscheidenen 

operativen Instrument der wirtschaftspolitischen Entwicklung der LHP. 
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Dabei wird die Immobilienverwaltungsgesellschaft die zielgerichtete Weiterentwicklung der 

Technologie- und Innovationszentren als wichtige infrastrukturelle Unterstützungsinstrumente 

von Gründungs- und Innovationsprozessen voranbringen. Die Entwicklung neuer 

Betreibermodelle für entsprechende Zentren wird forciert, das Immobilienmanagement effektiv 

ausgebaut. 

 

Mit der Managementgesellschaft wird eine Struktur vorgeschlagen, um die Arbeit vorwiegend 

in geförderten Projektkontexten deutlich zu effektivieren. Gleichzeitig soll eine stärkere 

Kompetenzvernetzung der verschiedenen Projekte untereinander erfolgen. Durch die 

Bereitstellung von zentralen administrativen Kapazitäten sollen Ressourcen als auch Know-

how gebündelt und geteilt werden sowie den Projekten eine Konzentration auf die inhaltliche 

Arbeit ermöglicht werden. Als effektive Trägerstruktur ermöglicht die Managementgesellschaft 

die Abkehr von der Notwendigkeit, für jedes neu akquirierte Einzelprojekt neue Gesellschafts- 

und parallele Projektverwaltungsstrukturen zu schaffen.  

Mit dieser neuen Gesamtstruktur sollen ferner verbesserte Voraussetzungen für die 

Finanzierung neuer Projekte und Fördervorhaben im Rahmen möglicher Verbund-

finanzierungen geschaffen werden. 

 

Die Verfügbarkeit von entwickelten Gewerbeflächen als wichtige Voraussetzung zur weiteren 

wirtschaftlichen Entwicklung der Landeshauptstadt Potsdam ist vielfach thematisiert und 

beschrieben worden. Aktuell verweist das Standortentwicklungskonzept Gewerbe der 

Landeshauptstadt Potsdam (STEK-G 2030) deutlich auf die sich zunehmend verschärfende 

Bedarfssituation. Mit der Beschlussvorlage zum STEK Gewerbe 2030 wurde die 

Neuerarbeitung des bisher erfolgreichen Instruments der Sicherung von Gewerbeflächen 

durch eine Aktualisierung des Gewerbeflächensicherungskonzeptes beschlossen (DS 

21/SVV/0470). 

Neben diesen wichtigen, vorwiegend planungsrechtlich orientierten Ansätzen der 

Flächensicherung wird mit dem Aufbau der Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft parallel 

ein aktiver und auf eine städtische Handlungsfähigkeit hin orientierter Ansatz verfolgt. Gerade 

diesem aktiven Ansatz ist aus wirtschaftsfördernder Perspektive eine erhebliche strategische 

Relevanz beizumessen. Nach den bisherigen guten Erfahrungen auf der Ebene von 

Einzelvorhaben ist ein entsprechender Strukturaufbau als notwendig und zielführend 

anzusehen. 

Der Erfolg einer Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft wird sich in Abhängigkeit von der 

Ausgestaltung notwendiger Anschub- und Zwischenfinanzierungen sowie im Rahmen der 

erfolgreichen Umsetzung der erforderlichen Entwicklungsmaßnahmen (Flächenankäufe, 

Schaffung von Planungsrechten, Erschließungen und kleinteilige Vermarktung) erst 

mittelfristig einstellen. Das Ziel dieses aktiven Handlungsansatzes ist jedoch in der Schaffung 

selbsttragender und wirtschaftlich erfolgreicher Strukturen, in Form eines revolvierenden 

Finanzierungsmodells, zu sehen. Die Reinvestition erwirtschafteter Überschüsse aus 

abgeschlossenen Entwicklungsmaßnahmen sollen dabei zur Finanzierung neuer 

Entwicklungsprojekte dienen.  

 

Die inhaltliche Verzahnung der Flächenentwicklung, die Errichtung und der Betrieb von 

Technologie- und Innovationszentren – in Verbindung mit der Umsetzung professioneller 

Vermietungs- und Betriebsmodelle – sowie erweiterte Unterstützungsangebote im Bereich der 
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Innovationsförderung werden mit diesem Strukturvorschlag zielführend ineinandergreifen und 

damit insgesamt einen wesentlichen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung der 

Landeshauptstadt Potsdam leisten. 

 

Mit den Entwicklungsvorschlägen sind Überlegungen zu einer Konzentration von Aufgaben 

und Strukturen verbunden. Gleichzeitig nimmt das operative Aufgabenportfolio in seinem 

grundsätzlichen Umfang dadurch nicht ab. Einer effektiven strategischen Steuerung durch die 

LHP ist daher eine große Bedeutsamkeit beizumessen. 

In diesem Zusammenhang ist auf die bestehende sinnhafte Rollenteilung zwischen den 

städtischen Gesellschaften im Bereich Wirtschaft als operativ-agierende Einheiten und der 

strategisch-fachlichen wie auch gesellschaftsrechtlichen Steuerung durch die 

Wirtschaftsförderung und das Beteiligungsmanagement der LHP sowie über die Gesell-

schafterebene zu verweisen. Dieses Rollenverständnis ist auch unter den Voraussetzungen 

einer weiterentwickelten Gesellschaftsstruktur sinnhaft, da eine öffentliche und gesamt-

städtische Perspektive bei der Steuerung aktiv eingebracht werden muss. Die Gesellschaften 

agieren im städtischen Auftrag und sollen dabei den städtischen wirtschaftspolitischen 

Zielvorgaben folgen, was wiederum einen hohen Koordinationsbedarf zwischen 

Gesellschaften und der LHP erfordern wird. Die Wirtschaftsförderung als Teil der Verwaltung 

wird die wirtschaftliche Entwicklung der LHP ganzheitlich betreuen und weiterhin eine 

wesentliche Schnittstelle zur TGZP GmbH bilden müssen. Zudem bleibt sie auch zukünftig der 

zentrale Partner für Unternehmen, Investoren und Gründungsvorhaben. Auch hierdurch ist 

eine zusätzliche Schnittstellefunktion zwischen Zielgruppen und den Gesellschaften sowie den 

getragenen Projekten gegeben. 

 

Empfehlung | Votum der LHP und Verfahrensvorschlag:  

 

Im Hinblick auf die zu erwartende Wirksamkeit einer gesellschaftsstrukturellen 

Weiterentwicklung der bestehenden Strukturen spricht sich die LHP dafür aus, den skizzierten 

zweistufigen Entwicklungsansatz weiterzuverfolgen. 

 

Verfahrensvorschlag:  

 

Die LHP schlägt eine Machbarkeitsuntersuchung der skizzierten Entwicklungsschritte vor, 

insbesondere hinsichtlich der rechtlichen, steuerlichen, verfahrensbezogenen sowie 

finanziellen Anforderungen. Die Machbarkeitsuntersuchung soll im Rahmen einer externen 

Beauftragung sowie durch fachliche Begleitung von Beteiligungsmanagement und 

Wirtschaftsförderung erfolgen. Auf dieser Basis ist eine Entscheidungsvorlage für die SVV zu 

erarbeiten, die notwendige Schritte und Handlungserfordernisse konkretisiert, kurz-, mittel- 

und langfristige Finanzierungsbedarfe aufzeigt und einen zeitlichen Umsetzungsplan 

beinhaltet. 

 

Mit der Bestätigung des vorgeschlagenen Entwicklungsansatzes wäre aus Sicht der LHP eine 

hinreichende Grundlage zu den weiteren Entwicklungsabsichten der TGZP GmbH gegeben 

und somit eine zeitnahe Ausschreibung der derzeit interimsweise besetzten Geschäftsführung 

möglich. 
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Niederschrift
34. öffentliche und nicht öffentliche Sitzung des Ausschusses für 

Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des 
ländlichen Raumes

Sitzungstermin: Dienstag, 28.09.2021
Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr
Sitzungsende: 19:4919:49 Uhr
Ort, Raum: Plenarsaal, Stadtverwaltung Potsdam, Friedrich-Ebert-Str. 79/81, 14469 

Potsdam

Anwesend sind:

Ausschussvorsitz

 Herr Dr. phil. Wieland Niekisch CDU Sitzungsleitung

Ausschussmitglieder

 Frau  Saskia Hüneke Bündnis 90/Die 
Grünen

 Frau  Liane Enderlein DIE aNDERE
 Herr  Pete Heuer SPD
 Herr Dr. Gert Zöller Bündnis 90/Die 

Grünen
 Frau Dr. Anja Günther DIE LINKE
 Herr  Ralf Jäkel DIE LINKE
 Herr  Chaled-Uwe Said AfD

stellv. Ausschussmitglieder

 Frau Dr. Sarah Zalfen SPD

sachkundige Einwohner

 Herr  Horst Heinzel BürgerBündnis ab 18.15 Uhr
 Herr  Stefan Matz DIE LINKE
 Herr  Werner Pahnhenrich CDU
 Herr  Steffen Pfrogner DIE aNDERE

Beigeordnete

 Herr  Bernd Rubelt Geschäftsbereich 4



Niederschrift der 34. öffentlichen und nicht öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und 
Entwicklung des ländlichen Raumes vom 28.09.2021

Seite: 2/10

Vertreter der Beiräte

 Herr  Michael Mehlmann Beirat für Menschen 
mit Behinderung

Nicht anwesend sind:

Ausschussmitglieder

Frau  Babette Reimers SPD entschuldigt

sachkundige Einwohner

.Herr  Marcel Schulz SPD entschuldigt
 Herr  Ken Gericke Bündnis 90/Die 

Grünen
entschuldigt

 Herr  Tom Seefeldt Freie Demokraten entschuldigt

zusätzliches Mitglied

 Herr  Wolfhard Kirsch Bürgerbündnis entschuldigt

Vertreter des zusätzlichen Mitgliedes

 Frau Dr.med. Carmen Klockow Bürgerbündnis entschuldigt

Vertreter der Beiräte

 Frau Dr. Ursula Zufelde Seniorenbeirat entschuldigt

Vertreter der Bewegung Fridays for Future

 Herr Nico Grützke entschuldigt

Gäste
Herr Wolfram Fachbereich Stadtplanung zu TOP 4.3, 
Frau Holtkamp Bereich Verbindliche Bauleitplanung zu TOP 4.3 und 5.1
Herr Frerichs Bereich Wirtschaftsförderung zu TOP 4.4
Frau Zwirn Sanierungsträger Stadtkontor zu TOP 6 
Herr Roggenbuck Ortsvorsteher Marquardt zu TOP 4.3

Schriftführer/in:
Frau Viola Kropp GB Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
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Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die  Niederschrift  des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 14.09.2021 / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung

3 Vorstellung von Bauvorhaben

4 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung (teilweise vorbehaltlich 
der Überweisung aus der STVV 22.09.2021)

4.1 Vorbereitung Soziale Erhaltungssatzung der LHP
Vorlage: 21/SVV/0861
Fraktion DIE LINKE
(Wiedervorlage)

4.2 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 39 "Wohnen am Stern, Teilbereich A - 
westlich Stern-Center, Teilbereich B - östlich Stern-Center" - Zustimmung zum 
Wechsel der
Vorhabenträgerinnen-
Vorlage: 21/SVV/0905
Oberbürgermeister, Fachbereich Stadtplanung

4.3 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 41 "Wohnmobilstellplatz Marquardt-
Süd",
Aufstellungsbeschluss
Vorlage: 21/SVV/0909
Oberbürgermeister, Fachbereich Stadtplanung

4.4 Prüfauftrag Strukturen städtischer Gesellschaften im Bereich Wirtschaft - 
Prüfbericht
Vorlage: 21/SVV/0812
Oberbürgermeister, Wirtschaftsförderung
(Mitteilungsvorlage)

5 Informationen zu Planverfahren

5.1 Bebauungsplan Nr. 176 "Hermannswerder"
Votum zur Einleitung des Verfahrens zum Bebauungsplan
Fachbereich Stadtplanung

6 Mitteilungen der Verwaltung

7 Informationen zu Nachfragen von Ausschussmitgliedern

8 Sonstiges

Nicht öffentlicher Teil

9 Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die  Niederschrift  des nicht 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 14.09.2021 sowie 31.08.2021 /

Niederschrift:
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Öffentlicher Teil

zu 1 Eröffnung der Sitzung

Der Ausschussvorsitzende, Herr Dr. Niekisch, eröffnet die Sitzung.

zu 2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die  Niederschrift  des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 14.09.2021 / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung

Der Ausschussvorsitzende begrüßt die Anwesenden, stellt die ordnungsgemäße 
Ladung sowie die Beschlussfähigkeit mit 9 von 9 stimmberechtigten Mitgliedern 
fest.

Zur Niederschrift des öffentlichen Teils der Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes 
vom 14.09.2021 erfolgen keine Einwände. Die Niederschrift wird mit einer 
Stimmenthaltung bestätigt.

Anträge auf Rederecht:

Der Ausschussvorsitzende informiert, dass sich Herr Pfrogner zum TOP 4.3 
(21/SVV/0909) für befangen erklärt hat und deshalb an der Diskussion zu diesem 
TOP nicht teilnehmen wird. Andererseits hat Herr Pfrogner Rederecht für sich in 
Vertretung der Vorhabenträgerin zu diesem TOP beantragt. Der 
Ausschussvorsitzende teilt mit, dass er dazu vor der Sitzung im Büro der 
Stadtverordnetenversammlung nachgefragt habe, ob dies möglich sei. Dort sei 
ihm jedoch mitgeteilt worden, dass dies nicht ginge. Auf Rückfrage an Herrn 
Heuer als Vorsitzenden der STVV erfolgt der Hinweis, dass er sich hinter die 
Äußerungen seines Büros stelle.

Zur Tagesordnung werden folgende Empfehlungen / Hinweise
vorgebracht:

- Der TOP 4.2 (21/SVV/0905) entfällt, da die Beschlussfassung bereits in 
der Stadtverordnetenversammlung letzte Woche erfolgt ist.

- Ankündigung der Verwaltung über das Vergabeverfahren zur Wollestraße 
52 zu informieren. Dies wird unter dem TOP 6 eingeordnet

- Herr Jäkel bittet mit Verweis auf ein Gespräch mit der Verwaltung in der 
gestrigen Fraktionssitzung den TOP 4.1 (21/SVV/0861) erneut 
zurückzustellen und in der Sitzung am 26.10.2021 aufzurufen.
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Weitere Anmerkungen gibt es nicht. Die so geänderte Tagesordnung wird 
einstimmig bestätigt.

zu 3 Vorstellung von Bauvorhaben

Keine Nachfragen.

zu 4 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung 

zu 4.1 Vorbereitung Soziale Erhaltungssatzung der LHP
Vorlage: 21/SVV/0861
Fraktion DIE LINKE
(Wiedervorlage)

Vertagt – siehe Verständigung zur Tagesordnung.

zu 4.2 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 39 "Wohnen am Stern, Teilbereich 
A - westlich Stern-Center, Teilbereich B - östlich Stern-Center" - 
Zustimmung zum Wechsel der
Vorhabenträgerinnen-
Vorlage: 21/SVV/0905
Oberbürgermeister, Fachbereich Stadtplanung

Entfällt – siehe Verständigung zur Tagesordnung.

zu 4.3 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 41 "Wohnmobilstellplatz 
Marquardt-Süd",
Aufstellungsbeschluss
Vorlage: 21/SVV/0909
Oberbürgermeister, Fachbereich Stadtplanung

Herr Pfrogner (sachkundiger Einwohner im SBWL-Ausschuss) hat seine 
Befangenheit erklärt und wird an der Diskussion nicht teilnehmen.

Herr Wolfram (Fachbereich Stadtplanung) bringt die Vorlage anhand einer 
Präsentation ein und beantwortet Nachfragen verschiedener 
Ausschussmitglieder. Ziel der Planung ist die Errichtung und der Betrieb einer 
Stellplatzanlage für ca. 22 Wohnmobile durch die Vorhabenträgerin Alter Krug 
GbR. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll ein Sondergebiet mit 
Zweckbestimmung "Wohnmobilstellplatz“ festgesetzt werden. Das vorliegende 
Städtebauliche Konzept beinhaltet eine Stellplatzanlage für ca. 22 Wohnmobile, 
welche in kleineren Gruppen angeordnet und durch Grün gegliedert sind. Die 
Anlage soll insgesamt zum angrenzenden Landgasthof und dem 
Landschaftsraum mit dem Schlosspark Marquardt eingegrünt werden. Die für die 
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Betreibung der Stellplatzanlage notwendigen zentralen und sanitären 
Einrichtungen werden im Landgasthof und in angrenzenden Bestandsbauten 
untergebracht. Die Erschließung der Anlage erfolgt über die Hauptstraße. In der 
vorgesehenen städtebaulichen Rahmenplanung für den Ortsteil Marquardt soll 
das Vorhaben für den Wohnmobilstellplatz auf seine Verträglichkeit für den 
gesamten Ortsteil geprüft werden. Eine Änderung des Flächennutzungsplanes 
(FNP) ist nicht erforderlich, da der Vorhabenbezogene Bebauungsplan in seinen 
Zielen und Zwecken dem FNP der LHP entspricht. Ergänzend macht Herr 
Wolfram aufmerksam, dass die generalisierte Darstellung im FNP erst ab einer 
Größe von 2 ha erfolgt. Die hier betroffene Fläche ist lediglich 0,8 ha groß. Es 
besteht das grundsätzliche Interesse des Eigentümers an der Renaturierung, 
jedoch nicht ohne Nutzung.

Herr Roggenbuck (Ortsvorsteher Marquardt) geht auf die Historie des Vorhabens 
ein und informiert, dass es bereits am 23.3.2017 erste Gespräche mit dem 
Vorhabenträger gegeben habe und das Planungsvorhaben am 25.3. mit einer 
Stellungnahme des Ortsbeirates befürwortet worden sei. Mit der Drucksache 
17/OBR/0138 wurde durch den Ortsbeirat beantragt „zu prüfen, ob eine Änderung 
des Flächennutzungsplans in der Gemarkung Marquardt, Flur 6, Flurstück 138 
(teilweise) möglich ist, sodass ein multifunktional nutzbarer Stellplatz für 
Wohnmobile entstehen kann (kein Dauercampingplatz).“ Seitens der Verwaltung 
wurde als Lösungsvorschlag die Empfehlung zur Aufstellung eines 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gegeben. Herr Roggenbuck bestätigt, 
dass es der Wunsch des Ortsbeirates war und noch ist, das Vorhaben unter 
Einhaltung der gesetzlichen Bedingungen umzusetzen. Die gesetzlichen 
Voraussetzungen dafür sind zu schaffen. Das Thema Entsorgung bedarf 
ebenfalls einer Lösung.

Frau Holtkamp (Bereich Verbindliche Bauleitplanung) ergänzt zur Frage der 
Finanzierung, dass mit der Einleitung des Planverfahrens bei Einstufung in 
Priorität 1 externe Planungskosten zu erwarten sind, die durch einen Dritten 
übernommen werden sollen. Dadurch wird der Haushalt der LHP nicht in 
Anspruch genommen. Für die Umsetzung der Planung ist ein 
Durchführungsvertrag gemäß § 12 Absatz 1 Satz 1 BauGB abzuschließen. Vor 
Beginn der Erstellung des Durchführungsvertrags sind dafür die finanzielle 
Befähigung und die Verfügungsbefugnisse der im Geltungsbereich befindlichen 
Grundstücke durch die Vorhabenträgerin vorzulegen. 

Herr Heuer macht aufmerksam, dass es auch ein städtisches Interesse an der 
Regelung gebe. Herr Dr. Niekisch unterstützt das Vorhaben ebenfalls, jedoch mit 
der Maßgabe, dass ein geordnetes Verfahren durchgeführt wird.

Der Ausschussvorsitzende stellt die Vorlage zur Abstimmung:

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des 
ländlichen Raumes empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, wie folgt zu 
beschließen:
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1. Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 41 “Wohnmobilstellplatz 
Marquardt-Süd“ ist nach § 2 Abs. 1 i. V. m. § 12 BauGB aufzustellen 
(gemäß Anlagen 1 und 2).

2. Planerische Grundlage für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan und 
den zugehörigen Durchführungsvertrag ist das vorliegende Städtebauliche 
Konzept (siehe Anlage 3).

3. Anhand der Planungsziele wird entschieden, dass das Verfahren 
hauptsächlich im wirtschaftlichen Interesse Dritter liegt (siehe Anlage 4). 
Die Einleitung des Verfahrens zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
setzt daher voraus, dass neben den externen Kosten auch die künftig 
entstehenden verwaltungsinternen Kosten des Verfahrens vom 
Vorhabenträger übernommen werden (entsprechend der im Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung vom 30.08.2006 zur Kostenerstattung von 
Verfahrenskosten bei Bauleitplanverfahren im wirtschaftlichen Interesse 
Dritter getroffenen Festlegungen – DS 06/SVV/0487).

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 7
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 2

zu 4.4 Prüfauftrag Strukturen städtischer Gesellschaften im Bereich Wirtschaft - 
Prüfbericht
Vorlage: 21/SVV/0812
Oberbürgermeister, Wirtschaftsförderung

Herr Frerichs (Bereich Wirtschaftsförderung) erinnert an den von der 
Stadtverordnetenversammlung erteilten Prüfauftrag und geht detailliert an Hand 
einer Präsentation auf die Ergebnisse der Prüfung ein. Die Präsentation wird den 
Ausschussmitgliedern als Anlage zur Niederschrift zur Verfügung gestellt.

Auf diverse Rückfragen und Hinweise verschiedener Ausschussmitglieder geht 
Herr Frerichs erläuternd ein.

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des 
ländlichen Raumes nimmt die Mitteilungsvorlage 21/SVV/0812 zur Kenntnis.

zu 5 Informationen zu Planverfahren

zu 5.1 Bebauungsplan Nr. 176 "Hermannswerder"
Votum zur Einleitung des Verfahrens zum Bebauungsplan
Fachbereich Stadtplanung

Frau Holtkamp (Bereich Verbindliche Bauleitplanung) bringt die Vorlage anhand 
einer Präsentation (wird der Niederschrift als Anlage beigefügt) ein und macht 
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aufmerksam, dass sich dieses Vorgehen auf den Beschluss "Förderung von 
Prozessen der Bauleitplanung" (DS 20/SVV/1267) stützt. Der SBWL-Ausschuss 
wird gebeten, ein Votum abzugeben. Anlass für die Planung sind bauliche 
Erweiterungswünsche der Hoffbauer-Stiftung, wie z.B. die geplante Pflegeschule, 
sowie die planungsrechtliche Sicherung des von der LHP verfolgten 
Planungsziels zur Herstellung eines Inselrundweges.

Herr Jäkel macht aufmerksam, dass es sich hier um einen sensiblen Bereich für 
ein einfaches Verfahren handeln würde.

Herr Heuer erkundigt sich nach der Erlebbarkeit des Ufers.

Herr Jäkel äußert, dass er Probleme mit der folgenden Formulierung auf Seite 4 
habe „Für die Inselspitze wird im Anschluss an das aktuell geplante einfache 
Bebauungsplanverfahren ein vorhabenbezogener qualifizierter Bebauungsplan 
nach § 12 BauGB angestrebt. Auf dieser Fläche soll als räumlicher Abschluss der 
Inselbebauung ein Neubaukomplex entstehen.“ und schlägt das Eintragen eines 
Vorbehaltes zur Bebauung auf der Inselspitze vor.

Herr Pfrogner schließt sich den Ausführungen seines Vorredners an und fragt, ob 
eine spätere Qualifizierung des einfachen Bebauungsplanes, beispielsweise zum 
Maß der baulichen Nutzung, möglich wäre.

Frau Holtkamp bestätigt, dass sich die Verwaltung der sensiblen Lage bewusst ist 
und sowohl die denkmalpflegerischen und naturschutzrechtlichen Anforderungen 
als auch die Interessen der Hoffbauer-Stiftung selbst berücksichtigt werden 
müssen. Es ist erforderlich zwischen diesen unterschiedlichen Interessenlagen 
eine Planung zu entwickeln, die allen Beteiligten in angemessenem Umfang 
gerecht werden kann. Bereits im Jahr 2012 wurde im Rahmen der Diskussion 
zum städtebaulichen Vertrag zur Rahmenplanung Hermannswerder im 
Stadtentwicklungsausschuss insbesondere zur Südspitze ausführlich diskutiert. 
Die hier getroffenen Festlegungen aus der Rahmenplanung wurden in der 
aktuellen Vorlage aufgegriffen. Zur Erlebbarkeit des Ufers liegt bereits eine 
Vorplanung mit der Zielstellung einer breiten Uferwegefläche, die auch für 
mobilitätseingeschränkte Personen nutzbar ist, vor. Die Qualifizierung des 
vorgeschlagenen einfachen Bebauungsplanes auf Teilflächen ist im Ergebnis der 
in dieser Frage vorgenommenen rechtlichen Prüfung möglich.

Frau Hüneke spricht sich für die Durchführung eines regulären Verfahrens (Weg 
über die Stadtverordnetenversammlung) aus. 

Herr Jäkel erkundigt sich, ob die Verwaltung den von ihm zitierten Absatz auf 
Seite 4 streichen könne. Dies wird von Frau Holtkamp bejaht.

Frau Hüneke, Herr Dr. Zöller und Herr Jäkel sehen Vorbehalte in der 
Durchführung des einfachen Verfahrens. Herr Rubelt stellt hierzu klar, dass nicht 
der Bebauungsplan im einfachen Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt werden 
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soll – hier sei ein Regelverfahren mit zweimaliger Beteiligung vorgesehen - 
vielmehr soll die vorgeschlagene Vereinfachung, die sich auf den Beschluss 
„Förderung von Prozessen der Bauleitplanung“ stützt, mit der hier verwendeten 
Vorlage zur Herbeiführung eines Votums des SBWL-Ausschusses der 
Beschleunigung in der politischen Willensbildung dienen.

Herr Pfrogner gibt zu bedenken, dass dann die Zielrichtung für die Fläche an der 
Südspitze von Hermannswerder offen sei, wenn die von Herrn Jäkel zitierte 
Passage aus der Vorlage gestrichen würde.

Der Ausschussvorsitzende stellt zusammenfassend fest, dass eine kontroverse 
inhaltliche Diskussion zu diesem Bebauungsplanverfahren zu erwarten ist und 
bittet um Abstimmung:
Abstimmungsergebnis: 7/2/0 – damit spricht sich der SBWL-Ausschuss 
dafür aus, das Vorgehen der Stadtverordnetenversammlung zur 
Entscheidung vorzulegen.

zu 6 Mitteilungen der Verwaltung

Konzeptvergabe für das Grundstück Wollestraße 52

Frau Zwirn (Sanierungsträger Stadtkontor) führt aus, dass die Stadtkontor GmbH 
das im städtebaulichen Sanierungsgebiet „Babelsberg Nord“ gelegene 
Grundstück Wollestraße 52 nach erfolglosen Verhandlungen über eine 
Mieterprivatisierung Ende Mai im Wege einer Konzeptausschreibung für ein 
gemeinschaftliches Wohnprojekt zur Veräußerung angeboten hat. Sie erinnert an 
die Anforderungen und Bewertungskriterien der Konzeptvergabe, welche auch im 
SBWL-Ausschuss am 25.05.2021 vorgestellt worden sind. Im Anschluss erfolgte 
die Veröffentlichung der Ausschreibung.
Es wurden sechs Bewerbungen eingereicht, von denen jedoch zwei die 
Eignungskriterien nicht erfüllt haben. Somit waren 4 Bewerbungen in der weiteren 
Auswahl. Die Jury hat im Ergebnis empfohlen, der PWG 1956 den Zuschlag zu 
geben, da von der PWG 1956 insgesamt ein schlüssiges Nutzungs- und 
Finanzierungskonzept vorgelegt worden ist.

Auf einzelne Nachfragen von Ausschussmitgliedern geht Frau Zwirn ein.

zu 7 Informationen zu Nachfragen von Ausschussmitgliedern

Keine Themen.

zu 8 Sonstiges

Keine Themen.
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Der öffentliche Teil der Sitzung wird um 19.23 Uhr beendet.
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Prüfauftrag städtischer wirtschafts-

fördernder Gesellschaftsstrukturen 

Prüfauftrag städtische Gesellschaftsstrukturen im Bereich Wirtschaft

(DS 20/SVV/0437)

 Prüfung der institutionell-organisatorischen Strukturen derjenigen städtischen Tochter-

gesellschaften, mit denen die wirtschaftliche Entwicklung Potsdams unterstützt wird

o insbesondere im Bereich der wissenschafts-, technologie- und innovations-

basierten Gründerszene sowie der klein- und mittelständischen Unternehmen

(KMU)

 Klärung der Funktionalität der derzeitigen Struktur für die LHP und die Unternehmen

o differenziert nach Unternehmerinnen und Unternehmer

o im Hinblick auf etwaige Koordinierungs- und Schnittstellenprobleme sowie

o Möglichkeiten der effizienteren Gestaltung der Organisationsstruktur aus Sicht der

LHP

 Beschluss setzt die Ausschreibung zur Neubesetzung der Geschäftsführung der TGZP

GmbH bis zum Vorliegen des Prüfberichtes aus

TOP 4.4
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Wirtschaftsfördernde Gesellschaften 

Technologie- und Gewerbezentren GmbH 
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Wirtschaftsfördernde Gesellschaften 

GO:INcubator GmbH | Standortmanagement Golm GmbH

• Internationale Bekanntmachung des 
innovativen Gewerbestandortes

• Services und Veranstaltungen 
für den Park 

• Vernetzung der Institutionen 
im Park und mit dem Ort Golm

• Beförderung des Technologie- und 
Wissenstransfer und der 
Gründungskultur

• Investorenansprache / Vermittlung 
von Mietobjekten und Flächen

• Entwicklung der Infrastruktur

Aufgaben & Services

Welcome Service 

Sprachschule

Startup Space

Startup Academy PSP Conference

AnsiedlungCommunity

Future2Go

Science2Go

Standortmanagement Golm GmbH
Gesellschafter Landeshauptstadt Potsdam mit 51% und Universität Potsdam mit 49%
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Wirtschaftsfördernde Gesellschaften 

MediaTech Hub Potsdam Management GmbH 
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Wirtschaftsfördernde Gesellschaften 

ProPotsdam GmbH 
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Planung & Management von 
Technologie-, Gründungs- und 

Innovationszentren

Landeshauptstadt Potsdam
Tätigkeitsfelder & Strukturen

Standort-
management 
Golm GmbH 

Technologie-
und Gewerbe-
zentren Pots-
dam GmbH

Status quo - wirtschaftsfördernde 

Gesellschaftsstrukturen 

Innovationsförderung, 
Standortmanagement 

und -vermarktung

Gewerbeflächen- und 
Gewerbestandortentwicklung

GO:INcubator
GmbH

ProPotsdam 
GmbH (projekt-

bezogen)

MediaTech Hub 
Potsdam 

Management 
GmbH

Wirtschaftsförderung LHP

Beteiligungsmanagement LHP

ZFF GmbH

GO:IN
Golm Inno-

vationszentrum 
GmbH
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Innovationszentren, Standortmanagement, Gewerbeflächenentwicklung

Entwicklungsschritt 1

Gewerbeflächenentwicklung

Landeshauptstadt Potsdam

GO:IN
Golm Inno-

vationszentrum 
GmbH

ProPotsdam GmbHTechnologie- und Gewerbezentren Potsdam GmbH

Management-
gesellschaft

MediaTech Hub 
Potsdam 

Management 
GmbH

GO:INcubator 
GmbH

Standort-
management 
Golm GmbH 

ZFF GmbH

Gewerbe-
flächenent-

wicklungsge-
sellschaft

Veränderungen: 
• GO:IN GmbH: Übernahme der  

Gesellschaftsanteile des Landkreises PM durch 
die TGZP GmbH 

• Managementgesellschaft: Vollständige 
Übernahme der MediaTech Hub Potsdam 
Management GmbH

• Managementgesellschaft: Übernahme der 
Gesellschafteranteile an der GO:INcubator
GmbH, Standortmanagement Golm GmbH

• Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft: 
Aufbau unter dem Dach der TGZP –
Kooperation mit der ProPotsdam GmbH in der 
Aufbau – und Übergangsphase  
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Innovationszentren, Standortmanagement und Gewerbeflächenentwicklung

Entwicklungsschritt 2 und Zielvariante

Landeshauptstadt Potsdam

Management-
gesellschaft

Immobilien-
verwaltungs-
gesellschaft 

Technologie- und Gewerbezentren Potsdam GmbH

ZFF GmbH

Gewerbe-
flächenent-

wicklungsge-
sellschaft

Veränderungen: 
• GO:IN Golm Innovationszentrum GmbH wird umgewandelt zur Immobilienverwaltungsgesellschaft 
• Managementgesellschaft (100% TGZP GmbH): MediaTech Hub Potsdam Management GmbH und GO:INcubator GmbH sowie 

Standortmanagement Golm GmbH gehen darin auf
• Geschäftsfelder der Managementgesellschaft: „Zentraler Service“, „Projekte“ und „Standortmanagement“  
• Gewerbeflächenentwicklungsgesellschaft erlangt eigenständige Handlungsfähigkeit und setzt aktiv eigene Projekte um 

TOP 4.4
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Chancen und Herausforderungen 

Empfehlung und Votum der LHP: 
Im direkten Vergleich zum Status quo der wirtschaftsfördernden Gesellschaftsstrukturen wird durch die

dargestellten Veränderungsschritte die Handlungs- und Leistungsfähigkeit sowie die Wirksamkeit gezielt

weiterentwickelt und die operative Umsetzung der wirtschaftsfördernden Zielsetzungen der LHP kann

dadurch wesentlich effektiver unterstützt werden.

Chancen Herausforderungen

- Reduzierung der gesellschaftsstr. Komplexität / 

Schaffung einer schlanken Gesamtstruktur

- Sicherung des Know-Hows der bestehenden

Gesellschaften in Übergangsphasen

- Weiterentwicklung vorhandener Strukturen - Umsetzung wird erst mittelfristig wirksam

- Profilierung u. Bündelung von Projekten - Mitwirkungsbereitschaft externer Akteure

- Steigerung Handlungsfähigkeit u. Wirksamkeit - Kosten der Strukturentwicklung

- Umsetzbarkeit durch einen zweistufigen

Entwicklungsansatz

TOP 4.4
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1. Erarbeitung einer Machbarkeitsuntersuchung der

skizzierten Entwicklungsschritte

2. Erstellung einer Entscheidungs- bzw. Beschlussvorlage

für die SVV auf Basis der Machbarkeitsuntersuchung

3. Neuausschreibung der Geschäftsführung der TGZP

GmbH

Vorschlag zum weiteren Verfahren 

TOP 4.4
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit

Landeshauptstadt Potsdam

Geschäftsstelle Wirtschaftsförderung

Friedrich-Ebert-Str. 79/81

14469 Potsdam

Telefon: 0331/289-2820

E-Mail: wirtschaft@potsdam.de

www.potsdam.de/wirtschaft

Seite 12
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http://www.potsdam.de/wirtschaft


Bebauungsplan Nr. 176 „Hermannswerder“

Bereich Verbindliche Bauleitplanung

Fachbereich Stadtplanung

Votumsvorlage SBWL 21-05

Votum zur Einleitung des Verfahrens zum Bebauungsplan

Bebauungsplan Nr. 176 „Hermannswerder“

TOP 5.1



Bebauungsplan Nr. 176 „Hermannswerder“

Geltungsbereich

Fachbereich Stadtplanung 2
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Bebauungsplan Nr. 176 „Hermannswerder“

Bestandssituation

Fachbereich Stadtplanung 3

• Lage in der Templiner Vorstadt

• Grundstücke überwiegend im 

Eigentum der gemeinnützigen 

Hoffbauer-Stiftung 

• Heterogene Nutzungsstruktur: 

Altenhilfe, Bildung, Biotechnologie, 

Hotel, Wohnen, Grünflächen, 

Wassersport, Verkehrsflächen mit 

Stellplatzanlagen

• Entwicklung aus dem FNP: Sonder-

baufläche mit Zweckbestimmung 

Sozialeinrichtungen, Kirche, 

Hochschule und Forschung sowie 

Grünflächen

TOP 5.1



Bebauungsplan Nr. 176 „Hermannswerder“

Planungsanlass und Erforderlichkeit

Fachbereich Stadtplanung 4

• Erweiterungswünsche der Hoffbauer-Stiftung, wie z.B. die geplante 

Pflegeschule

• Planungsrechtliche Sicherung eines Inselrundwegs auf den Flächen 

der Hoffbauer-Stiftung

• Städtebauliche Entwicklung im Spannungsverhältnis zwischen 

Denkmal- und Naturschutz

• Grundlage ist städtebaulicher Vertrag der Landeshauptstadt 

Potsdam mit der Hoffbauer-Stiftung aus dem Jahr 2012

• Aufstellung eines einfachen Bebauungsplans gemäß 

§ 30 Abs. 3 BauGB (enthält nicht alle Mindestfestsetzungen, geplant 

ist der Verzicht auf Maß der baulichen Nutzung)

• Prüfung qualifizierter Festsetzungen für Teilbereiche
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Bebauungsplan Nr. 176 „Hermannswerder“

Planungsziele

Fachbereich Stadtplanung 5

• Vorgesehene Regelungen des Bebauungsplans gemäß § 10 Abs. 4 

des städtebaulichen Vertrages aus dem Jahr 2012: 

 die Festsetzung privater Grün- und Sportflächen

 ein erweiterter Bestandsschutz für die sechs Einfamilienhäuser 

nahe der Streuobstwiese

 die planungsrechtliche Sicherung eines Inselrundwegs und

 die Sicherung von Flächen für Maßnahmen zum Ausgleich von 

Eingriffen in Natur und Landschaft

• Des Weiteren soll der Bebauungsplan verfolgen:

 eine nachhaltige Mobilität, weitere P+R-Anlagen

 Sicherung der Wassersportnutzungen (Hinterkappe)

 eine naturschutzfachliche Prüfung und Ordnung von Steganlagen

TOP 5.1
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6Fachbereich Stadtplanung

Prioritätenfestlegung

• Priorität 1 I 

Pläne und Satzungen zur Investitionsvorbereitung

• Beschlussfassung der Stadtverordnetenversammlung zur 

Vereinbarung von Prioritäten für die Verbindliche Bauleitplanung,

hier Prioritätenfestlegung 2021/ 2022 (20/SVV/1201)

TOP 5.1
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7Fachbereich Stadtplanung
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Geltungsbereich

Fachbereich Stadtplanung 8
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Erstellungsdatum: 

DS Nr.: SBWL- / 

Betreff: 

Votum des Ausschusses für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung 
des ländlichen Raumes 

Datum der Sitzung: 

Der Ausschuss möge folgendes Votum abgeben: 

________________________________________________ 

Oberbürgermeister 

Votum des Ausschusses 

Es ist  wie vorgesehen zu verfahren.  mit folgender Änderung zu verfahren. 

 Das Vorgehen ist der Stadtverordnetenversammlung zur Entscheidung vorzulegen. 

  (Mindestens 3 Mitglieder des Ausschusses stellen fest, dass eine kontroverse inhaltliche Diskussion zu erwarten ist.)

________________________________________________ 

Unterschrift der/des Ausschussbetreuenden 9
2
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